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1. Problemstellung 

Laut einer Studie des SIPRI wird das Volumen des weltweiten Waffenhandels 

auf 45 Mrd. US–Dollar jährlich geschätzt. Gebraucht und geschmuggelt gelangen 

diese Waffen auf den Schwarzmarkt in die Dritte Welt und tragen dort zur Tö-

tung von etwa 740.000 Menschen pro Jahr bei. Unter diesen Opfern finden sich 

unschuldige Zivilisten aller gesellschaftlichen Schichten. Die Verfügbarkeit von 

Waffen steigert das Gewaltpotential, die Willkür beim Töten und den Drang 

nach Macht. Dies ist der Nährboden für organisiertes Verbrechen und erbar-

mungslose Warlords, die Kindersoldaten rekrutieren, aber auch für brutale Pro-

testniederschlagungen und die großflächige Unterdrückung von Menschenrech-

ten. Auch Deutschland trägt einen Anteil an den sich im Umlauf befindenden 

Waffen. Es werden deutlich mehr Rüstungsgüter produziert als noch vor einigen 

Jahren. Nach Russland und China befindet sich Deutschland mittlerweile auf 

Platz drei der weltgrößten Exporteure (Stand 2012). Bei diesen Entwicklungen 

stellt sich die Frage, ob die Regelungen für den Export noch zielführend sind1. 

In dieser Arbeit werden die gesetzlichen Rahmenbedingungen deutscher Rüs-

tungskontrolle2 hinsichtlich des Wirkungsgrades im internationalen Umfeld 

analysiert. Es werden die geschichtlichen Hintergründe des Industriezweiges 

detailliert erläutert, um die über 160 Jahre gewachsene Bedeutung des Rüs-

tungssektors darzustellen. Beginnend mit der vorindustriellen Zeit, über die 

Entwicklung der Rüstungsindustrie bis hin zu den zwei aufeinanderfolgenden 

Weltkriegen, die die Produktion enorm anstiegen ließen. Die Kriegsniederlage 

1945 führte zum Produktionsstopp und zur vollständigen Abrüstung. Erst zehn 

Jahre danach kam es zur deutschen Wiederaufrüstung durch den Beitritt in den 

Nordatlantikrat. Dadurch wurde die deutsche Bundeswehr sogar befähigt an 

Auslandseinsätzen teilzunehmen. 

Desweiteren wird die gesetzliche Grundlage des Exports von Rüstungsgütern 

durch Bezugnahme auf das Außenwirtschaftsgesetz (AWG), das Kriegswaffen-

kontrollgesetzes (KrWaffKontrG), die Richtlinien der Europäischen Union, des 

Wassenaar Abkommens und den Arms Trade Treaty (ATT) dargelegt. Der recht-

liche Rahmen und die EU–Standards werden detailliert beschrieben, um einen 

                                                        
1 Vgl. Hanano (2013). 
2 Weiterführende Informationen zur Rüstungskontrolle: Becker/Müller (2008). 
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genauen Überblick der wichtigsten Dokumente zur Regelung des Rüstungsex-

portes zu erhalten. Die korrekte Anwendung der Gesetze und Vorgaben wird 

schließlich durch die zuständigen Ämter oder den Bundessicherheitsrat reali-

siert. Im Folgenden wird die Lukrativität des Sektors anhand von Umsatzzahlen 

der Rüstungsunternehmen dargestellt. Waffen sind der neue deutsche Export-

schlager. Im Zeitraum 2005–2010 wuchs die Rüstungsindustrie doppelt so 

schnell wie die deutsche Gesamtwirtschaft. Weiterhin wird die Rolle Deutsch-

lands im internationalen Vergleich dargestellt. 

Ein genau ausgearbeitetes Exportsystem ist unverzichtbar, um Menschen-

rechtsverletzungen und Kriegen entgegen zu wirken. Dementsprechend müssen 

Waffenlieferungen genauestens auf Sinn und Zweckmäßigkeit geprüft werden. 

Anhand aktueller Beispiele wird die Notwendigkeit der Konfrontation mit die-

ser Thematik belegt. Zum Einen werden die unbegrenzten Lieferungen an die 

Türkei als NATO–Bündnispartner erläutert. Die Situation ist prekär durch den 

bereits Jahrzehnte andauernden Kurdenkonflikt und durch die regionale Nähe 

zum internationalen Spannungsfeld Irak (Irakkrieg 2003–2011), Iran (Nahost-

konflikt) und Syrien (in Anbetracht des schwerwiegenden, seit Monaten anhal-

tenden Bürgerkrieges). Zum Anderen wird Mexiko als Beispiel für die Proble-

matik von Waffenexporten in Konfliktländern angeführt. Mexiko kämpft seit 

2006 im Drogenkrieg. Es kam zu unzähligen straffreien Menschenrechtsverlet-

zungen wie Mord, Folter oder Vergewaltigung. Die unkontrollierbaren, gewalt-

samen Konflikte in Kombination mit Waffenlieferungen und tiefgehender Kor-

ruption verschlimmern die Lage der Bevölkerung drastisch. 

Ziel ist es, anhand der bestehenden Gesetze zu bewerten, ob oder in wie weit 

gewährleistet ist, dass Waffenexporte kontrolliert werden, um gewaltsamen 

Konflikten vorzubeugen und Menschenrechtsverletzungen zu verhindern.  
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2. Historische Entwicklung des Rüstungssektors 

2.1. Von der vorindustriellen Zeit bis zum Zweiten Weltkrieg 

Mit Beginn der vorindustriellen Zeit (um 1850) gewann die militärische Pro-

duktion erstmals an nennenswerter Bedeutung. Durch den technischen Fort-

schritt wuchs der Industriesektor enorm an. Die verbesserten Möglichkeiten 

beeinflussten die Fabrikation von Rüstungsgütern positiv hinsichtlich der Muni-

tionskapazität, Zielpräzision und der erhöhten Produktionszahlen bzw. Mas-

senherstellung. Die Menschen bevorzugten die lukrativeren Arbeitsplätze der 

Industrie gegenüber denen des Agrarsektors. Es kam zu einer Wanderung der 

Bevölkerung zu den wichtigsten Produktionsstätten in Mittel– und Südwest-

deutschland, dem Ruhrgebiet und Berlin. Zu den Schlüsselindustrien zählten die 

Montanindustrie, der Eisenbahnbau sowie die Textil–, Chemie– und Elektroin-

dustrie. Trotz relativ später Teilnahme im Wettrennen der Industrialisierung 

gelang es dem Deutschen Bund letztlich eine Führungsposition einzunehmen3. „Die technische und industrielle Entwicklung setzte einen Rüstungswettlauf in 

Gang. Nach der allgemein herrschenden Auffassung benötigte ein Staat, um sei-

ne Interessen zu schützen, ein möglichst großes, mit möglichst moderner Artil-

lerie ausgestattetes Heer (nur Großbritannien glaubte, auf eine solche Riesen-

armee verzichten zu können).“4. 

In Folge dessen wuchsen die Heereszahlen und die damit einhergehende 

Machtposition des Militärs. Ein allgemeines Einverständnis breitete sich in der 

Bevölkerung aus, dass den Weg für die potenzielle (kriegerische) Verteidigung 

des Landes ebnete. Das Militär wurde eng in das gesellschaftliche Leben inte-

griert, wodurch ein hoher Grad an Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung er-

reicht werden konnte. Die Rüstungsindustrie bot vielen Menschen Sicherheit 

durch Arbeitsplätze und eine Lebensgrundlage, was dieser Industrie zu einer 

Art tolerierten Sonderstatus verhalf5. 

Nach dem deutschen Historiker Michael Geyer (1984) sind die Teilbereiche ei-

nes Staates reziprok abhängig voneinander, Veränderungen fallen deutlich ins 

                                                        
3 Vgl. Kruse (2012). 
4 Osterhammel (2012), S. 71-72. 
5 Vgl. Geyer (1984), S. 9-10. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Montanindustrie
http://de.wikipedia.org/wiki/Geschichte_der_Eisenbahn_in_Deutschland
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Gewicht. Steigen beispielsweise die Militärausgaben, werden Sozialausgaben 

gekürzt oder Steuern erhöht, was eine kräftige Reaktion in der Bevölkerung 

hervorrufen kann. Besonders schwerwiegend äußerte sich dies um die Jahr-

hundertwende. Die wachsende Kluft zwischen Bürgertum und Proletariat führte 

zu Armut und Kriminalität, zu Aufständen und Not. Die Umverteilung von Kapi-

tal wurde vom Staat geplant und ungleich angewandt, was eine Benachteiligung 

bzw. Bevorteilung einiger Gruppen mit sich brachte; meist zugunsten der Elite –
zulasten sozial schwächerer Bevölkerungsschichten. Der Rüstungszweig ist an 

die finanziellen Mittel eines Staates und deren Disposition gebunden. Die Politik 

eines Landes steht in einem ähnlich engen Zusammenhang mit der Rüstung, 

denn diese bestimmt die äußeren Grenzen des Sektors wie Produktionszahlen, 

Exporte, Kriegsbeteiligung oder Wehrpflicht. Die Abhängigkeit des Rüstungs-

sektors von Wirtschaft und Politik schafft eine große Spanne an möglichen Ent-

wicklungen in diesem Bereich. In Voraussicht auf den Ersten Weltkrieg kam es 

zum großzügigen Ausbau der Rüstungsindustrie6. 

Kern des Umbruchs der Rüstungspolitik im 19. Jahrhundert ist die Darstellung 

der Armee in Preußen und im deutschen Kaiserreich als autonomer Apparat, 

der die innere Ordnung und die äußere Machtstellung sichert. Erstmals wurde 

eine allgemeine Wehrpflicht, begrenzt auf drei Jahre, eingeführt. Es folgte die 

Aufrüstung des Heeres, auf Kosten der niederen sozialen Bevölkerungsschich-

ten. Konstitutionell ließ der Monarch sich weitestgehend die Entscheidungsge-

walt über das Heer zusprechen. Das Prinzip des Militarismus wurde geprägt7. 

Die preußische Aufrüstung ging mit diversen kriegerisch ausgetragenen Kon-

flikten sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene, einher. Das 

Deutsche Reich sah sich dem sogenannten bewaffneten Frieden ausgesetzt, also 

den stillen Bedrohungen der umliegenden Staaten durch fortschreitende Auf-

rüstung. Damals wurde der unumgängliche Präventivkrieg als beste Lösung die-

ser Situation angesehen. Auf diese Art sollten aufsteigende Mächte umgehend 

unterdrückt werden, um die deutsche Vormachtstellung zu halten. Zur Wahrung 

                                                        
6 Vgl. Geyer (1984), S. 19-20. 
7 Vgl. Ebd., S. 24-25. 
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des Friedens, war ein stetiges Heer von Nöten, verbunden mit hohen Militäraus-

gaben der personalintensiven Rüstung8. 

In der Zeit von 1914–1945 durchlebte die Wirtschaft einen enormen Wandel in 

kürzester Zeit. Der erste Weltkrieg initiierte eine Kriegswirtschaft, darauf folgte 

eine Periode der Friedenswirtschaft mit anschließender Rüstungswirtschaft, die 

ihren Ausklang in der Kriegswirtschaft des Zweiten Weltkrieges fand. Jede die-

ser Phasen wurde durch verschiedene organisatorische und rechtliche Rah-

menbedingungen bestimmt. Die Phasen der Kriegsvorbereitung und des Krieges 

beeinflussten die Rüstungsindustrie positiv: Waffen und Rüstungsgüter wurden 

in Massen produziert, unabhängig von den finanziellen Verlusten für andere 

Sektoren. Die Heeresstärke wurde um ein Vielfaches erhöht. Das Aufrüsten war 

Priorität des Staates basierend auf der zielgerichteten Umstellung der Wirt-

schaft auf rüstungsrelevante Produktionsgüter. Im Vergleich dazu wurde bei der 

Friedenswirtschaft die Produktion von Rüstungsgütern auf ein Minimum redu-

ziert bzw. komplett gestoppt9. Als Folge der Niederlage des Ersten Weltkrieges 

im Jahre 1918 wurde dem Deutschen Reich die Alleinschuld am Krieg zugewie-

sen. Militärisch bedeutete dies die Entmilitarisierung von Gebieten und eine 

deutliche Reduzierung der Heeresgröße. Die deutsche Bevölkerung nahm die 

Niederlage nicht als gerechtfertigt war. Aufgrund dessen erwiesen sich die ers-

ten Jahre der Weimarer Republik als schwierig, da die Demokratie als neue Ge-

sellschaftsform von links– und rechtsradikalen Strömungen bedroht wurde10.  

Der Weg in den Zweiten Weltkrieg wurde durch Projekte geebnet wie z.B. dem 

Bau von Reichsautobahnen, der allgemeinen Wehrpflicht oder dem Gesetz zur 

Erhaltung und Erstarkung kriegswichtiger Betriebe. Diese Programme zielten 

offiziell auf Vollbeschäftigung und die Erhöhung der Produktion sowie die Stär-

kung der Kaufkraft. Jedoch wurden indirekt kriegsstrategische Bestrebungen 

umgesetzt, wie der Ausbau der Infrastruktur nach Verkehrsknotenpunkten und 

der Ausbau von rüstungsorientierter Produktion ohne gegen die Auflagen des 

                                                        
8 Vgl. Geyer (1984), S. 45-47. 
9 Vgl. Ambrosius (2000), S. 284-285. 
10 Vgl. Wehler (2003), S. 407-410. 
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Versailler Vertrages zu verstoßen. Auf diese Weise kam es zum erneuten An-

stieg der Rüstungsproduktion11. 

Nichtsdestotrotz gelang es Adolf Hitler, der den Parteivorsitz der aufsteigenden 

NSDAP inne hatte, mit dem Vierjahresplan von 1936 seine kriegerische, nun of-

fizielle, Intention detailliert zu formulieren. Hitler forderte die Selbstbehauptung 

durch Erweiterung des Lebensraumes unter allen Umständen durch die komplet-

te Ausrichtung der Politik auf den Ausbau des Rüstungszweiges (Aufrüstungs– 

und Eroberungspolitik). Beispielhaft für jene Entwicklung ist das staatliche Un-

ternehmen Reichswerke Hermann Göring, welches sich über bereits bestehende 

Ansprüche anderer Rüstungsbetriebe setzte, diese aufkaufte oder jenen aufer-

legte, Rohstoffe zum Wohle des Staates abzubauen (auch ohne Gewinnerzie-

lung). Die finanzielle Unterstützung des Rüstungssektors führte soweit, dass 

extrem hohe Kredite aufgenommen wurden, einhergehend mit immensen 

Staatsausgaben, welche in den Jahren 1933 bis 1939 um das 23-fache gestiegen 

waren12. 

Trotz aller Vorbereitung reichten die produzierten Güter, die Rohstoffe, selbst 

die Uniformen nicht aus, um den gewaltigen Bedarf im Zweiten Weltkrieg zu 

decken. Die arbeitende Bevölkerung wurde an die Front oder in Krisengebiete 

geschickt, sogar Frauen, Kinder und Ältere. Ungeachtet des Begehrens des Deut-

schen Reichs nach Macht und Gebietsvergrößerung bezwangen die Alliierten 

das Deutsche Reich 1945. Mit dieser Niederlage ging der vollständige Stopp der 

Produktion der Rüstungsindustrie und der wirtschaftlichen Aktivitäten einher: 

Es mussten hohe Reparationen gezahlt werden. Das Deutsche Reich galt nicht 

mehr als vertrauenswürdig, was die Investitionsmotivation bremste und die 

ausschließlich auf Krieg ausgerichtete Wirtschaft zum Erliegen brachte. Weiter-

hin mussten die ehemaligen Soldaten und Rüstungsarbeiter eine neue Beschäf-

tigung im teilzerstörten deutschen Gebiet finden. Die Situation ähnelte der Lage 

des Deutschen Reiches nach dem Ersten Weltkrieg13. 

 

 

                                                        
11 Vgl. Ambrosius, S. 330-333. 
12 Vgl. Ebd., S. 335-338. 
13 Vgl. Kistler (2005). 
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2.2. Vom Zweiten Weltkrieg bis heute  

Nie wieder sollte es zu einer derartigen Ausuferung von Macht und Gewalt oder 

zu einem ähnlich gewaltvollen Konflikt in Europa kommen. Aus diesem Grunde 

teilten die Siegermächte nach der bedingungslosen Kapitulation der deutschen 

Wehrmacht das deutsche Gebiet in vier Besatzungszonen, was den totalen Ver-

lust der Souveränität der deutschen Politik einforderte. Im Potsdamer Abkom-

men (1945) wurde die weitere Entwicklung Deutschlands beschlossen: Demili-

tarisierung, Denazifizierung, Dezentralisierung, Demokratie, Demontage14. 

Über die erneute Aufrüstung wurde erst einige Jahre später angesichts der auf-

keimenden Gefahr eines sowjetischen Angriffs auf Mitteleuropa, provoziert 

durch den beginnenden Koreakrieg 1950, debattiert. Im Jahre 1955 trat die 

Bundesrepublik Deutschland der NATO bei und wurde so erneut befähigt eine 

Bundeswehr aufzubauen. Aktuell, verfügt die BRD über eine der größten Ar-

meen Europas15. 

Als Teil der Westintegration trat der erste Bundeskanzler der Bundesrepublik 

Deutschland, Konrad Adenauer, verstärkt für den Beitritt in die internationalen 

Organisationen ein. Es ist ihm zu verdanken, dass Deutschland innerhalb der 

ersten Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg wieder Zugang zu der internationalen 

Gemeinschaft fand und das düstere Kriegsbild langsam verblassen konnte. 

Durch die Beitritte in die Organisation für europäische wirtschaftliche Zusam-

menarbeit (OEEC, später OECD) 1949, in die Montanunion und in den Europarat 

1951 ebnete er den Weg zu internationaler Gleichberechtigung sowie letztlich 

zur Wiedervereinigung Deutschlands 198916. 

Seit 1990 ist der BRD erlaubt, sich an NATO–Auslandseinsätzen zu beteiligen. 

Deutschland nutzte die Chance sich im Zuge des Erhalts der kollektiven Sicher-

heit zu beweisen und trotz der vergangenen Weltkriege wieder als vertrauens-

würdige Militärmacht des Bündnisses wahrgenommen zu werden17: „Die klassi-

sche Landes- und Bündnisverteidigung im Rahmen der NATO bleibt unverän-

dert eine zentrale Aufgabe der Bundeswehr. Sie ist Ausdruck staatlicher Souve-

                                                        
14 Vgl. KAS (2010a). 
15 Vgl. Haftendorn (2001). 
16 Vgl. KAS (2010b). 
17 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (2011). 
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ränität und der Verpflichtung gegenüber den Partnern in einem System gegen-seitiger kollektiver Sicherheit.“18. 

Betrachtet man den Verteidigungssektor in Deutschland, wird die Bedeutung 

des Rüstungssektors klar: Aktuell investiert Deutschland 31,6 Mrd. Euro (2011) 

in das Militär, was ungefähr 10,3% des gesamten Bundeshaushalts entspricht19, 

wohingegen sich die Ausgaben für Entwicklungshilfe im selben Jahr lediglich auf 

10,1 Mrd. Euro beliefen20.  

Der Verteidigungssektor ist fest im Konstrukt Regierung verankert. Er ist rele-

vanter Teil staatlicher Souveränität. Außen– und Sicherheitspolitik stützt sich 

u.a. auf militärische Stärke und Ausrüstung. Dementsprechend eng ist der Zu-

sammenhang zwischen Rüstungsindustrie und Politik. Das heißt Rüstungsher-

stellung ist abhängig von politischen Entscheidungen. Um die neuesten Techno-

logien und strategische Vorteile bemüht, unterstützen Politiker die Industrie. 

Der sogenannte militärisch–industrielle Komplex stellt daher eine Symbiose aus 

Politik und der Rüstungsproduktion dar21.   

Der geschichtliche Rückblick zeigt, dass der Rüstungssektor in Deutschland seit 

Beginn der vorindustriellen Zeit eine große Rolle inne hatte. Zuerst durch die 

Technisierung und dem allgemeinen Rüstungswettlauf in Europa, später auf-

grund der kriegerischen Intentionen deutscher Machthaber. Grundlage für die 

geführten Kriege war eine gut ausgebaute, funktionierende Rüstungsprodukti-

on. Der Bedeutungswandel der Rüstungsindustrie vom Zwecke der Landesver-

teidigung und Kriegsführung hin zu kooperativen Einsätzen innerhalb der 

Bündnisse trug zur blühenden Entwicklung des Sektors bei. Aufgrund seines 

militärischen Einflusses, war und ist Deutschland ein wichtiger Partner der 

Sicherheits– und Verteidigungspolitik Europas.  

 

 

 

                                                        
18 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (2011). 
19 Vgl. Bundesministerium der Verteidigung (2012). 
20 Vgl. BMZ (2013). 
21 Vgl. Pilisuk (2012), S. 632-633. 
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3. Gesetzliche Grundlagen für Rüstungsexporte 

3.1. Gesetze und Richtlinien 

Der Handel von Rüstungsgütern und Kriegswaffen unterliegt in der Bundesre-

publik Deutschland zwei Gesetzen: dem KrWaffKontrG (GG §26 Abs. 2) und dem 

AWG. Überdies hinaus gibt es weitere unterschiedliche Richtlinien, die im Rah-

men der EU, NATO und UN formuliert wurden. Es wird zwischen Rüstungsgü-

tern und Kriegswaffen unterschieden. Kriegswaffen werden wie folgt definiert: „Zur Kriegsführung bestimmte Waffen im Sinne dieses Gesetzes (Kriegswaffen) 

sind die in der Anlage zu diesem Gesetz (Kriegswaffenliste22) aufgeführten Ge-

genstände, Stoffe und Organismen.“23.  

Alle weiteren militärisch–dienlichen Produkte werden als Rüstungsgüter be-

zeichnet. Weiterhin werden aufgrund der erhöhten Missbrauchsgefahr Export-

güter mit doppeltem Verwendungszweck24 einer besonders genauen Kontrolle 

unterzogen25. 

Um Kriegswaffen herzustellen, zu verkaufen oder zu erwerben bedarf es einer 

Genehmigung der Bundesregierung. Das KrWaffKontrG definiert die Genehmi-

gungskriterien, Überwachungs– und Ausnahmevorschriften sowie die Handha-

bung des Umgangs mit Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen, Anti-

personenminen und Streumunition. Es besteht kein Anspruch auf Genehmigung. 

Ein Nichterteilen erfolgt bei Verdacht auf Einsatz der Kriegswaffen, welcher ei-

ne negative Veränderung der Beziehungen Deutschlands zu anderen Ländern 

initiieren würde oder friedensstörende Handlungen provozieren könnte. Ferner 

dürfen völkerrechtliche Verpflichtungen nicht verletzt werden. Zur Gewährleis-

tung dieser Bedingungen ist es der Bundesrepublik Deutschland erlaubt, Ge-

nehmigungen jederzeit zurückzuziehen. Zusätzlich können Genehmigungen in-

dividuell formuliert werden z.B. um Beschränkungen und Fristen ergänzt wer-

den. Ausgenommen von der Genehmigungspflicht sind Waffenkäufe der Bun-

deswehr, der Polizeien des Bundes und der Zollverwaltung, genauso wie weite-

                                                        
22 Siehe dazu Anhang 1. 
23 BGBl. I (1961a), S. 2506ff. 
24 Auch Dual–Use Güter: Güter, die sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke verwend-
bar sind, BAFA (2009). 
25 Vgl. Auswärtiges Amt (2012a). 
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re Behörden der öffentlichen Sicherheit (z.B. Beschaffungsamt des Bundesmi-

nisteriums des Innern, Beschussämter, Behörden des Strafvollzugs). Wer 

Kriegswaffen herstellt, befördert oder besitzt, hat ein Kriegswaffenbuch zu füh-

ren und den Besitz bei der jeweiligen zuständigen Überwachungsbehörde zu 

melden. In der Bundesrepublik Deutschland ist das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Technologie (BMWi) für die Mehrheit der Abläufe des 

KrWaffKontrG zuständig26.  

Der Fokus wird auf den Kollektivbelang Sicherheit gesetzt. Alle erteilten Ge-

nehmigungen erfüllen den Schutzzweck und werden auf mögliche Risiken ge-

prüft. Entwicklungsprognosen können nicht berücksichtigen werden, da diese 

keine Tatsachen widerspiegeln. Es ist damit zu rechnen, dass es in manchen Fäl-

len dazu kommt, dass sich Beurteilungen jedoch später widerlegen lassen27. 

Die restriktive Genehmigungspolitik der Bundesrepublik Deutschland wird 

durch die Einschränkungen des Handels mit Kriegswaffen und Rüstungsgütern 

im AWG unterstützt. Das AWG definiert, dass der „Waren-, Dienstleistungs-, Ka-

pital-, Zahlungs- und sonstige Wirtschaftsverkehr mit fremden Wirtschaftsge-

bieten sowie der Verkehr mit Auslandswerten und Gold zwischen Gebietsansäs-

sigen (Außenwirtschaftsverkehr) grundsätzlich frei“28 ist. In Einzelfällen kön-

nen Handelsgeschäfte durch Genehmigungspflicht eingeschränkt werden, wie es 

bei Waffenexporten der Fall ist. Genehmigungen werden nur erteilt, wenn ge-

wisse Rahmenbedingungen eingehalten werden. Unter Einhaltung dieser Rah-

menbedingungen wird der Handel ermöglicht. Die Genehmigung ist zu erteilen, 

wenn davon auszugehen ist, dass der Zweck der Einschränkung nicht oder nur 

unwesentlich gefährdet ist. Ein weiterer Grund zur Erteilung von Genehmigun-

gen ist das volkswirtschaftliche Interesse. Außerdem kann der Handel unter 

nachfolgenden Sachverhalten beschränkt werden29, „um 1. die wesentlichen 

Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland zu gewährleisten, 2. eine 

Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker zu verhüten, 3. zu verhü-

ten, dass die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland erheb-

                                                        
26 Vgl. BGBl. I (1961a), S. 2506ff. 
27 Vgl. Weith (2009), S. 272.  
28 BGBl. I (1961b), S. 1150.  
29 Vgl. BGBl. I (1961b), S. 1150ff. 
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lich gestört werden oder 4. die öffentliche Ordnung oder Sicherheit der Bundes-

republik Deutschland im Sinne von Artikel 46 und 58 Absatz 1 des EG-Vertrags 

zu gewährleisten“30.  

Die Problematik von Waffenexporten wird in §7 Abs. 2 gesondert behandelt. 

Beschränkt wird nicht nur die Ein– und Ausfuhr von Waffen zur Wahrung der 

deutschen Sicherheitsinteressen, sondern auch Munition, Kriegsgerät, militä-

risch–dienliche Gegenstände sowie Anleitungen zur Fertigung von Waffen31. 

Die Entscheidungsfindung über Exportgenehmigungen wird unterstützt durch 

die nicht gesetzlich festgeschriebenen Politischen Grundsätze der Bundesregie-

rung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern32, welche 

zusätzliche Exportkriterien beschreiben. Den Genehmigungen zum Export wird 

eine geregelte Situation im Land vorausgesetzt. Das bedeutet, dass es dort keine 

inneren oder äußeren gewaltsamen Konflikte oder Verdacht auf deren baldiger 

Entfachung oder geplant durchgeführte Menschenrechtsverletzungen geben 

darf und die Rüstungsausgaben langzeitlich vom Empfängerland tragbar sind. 

Die Menschenrechtslage im Bestimmungsland ist grundlegend für die Entschei-

dung über die deutschen Rüstungsexporte. Zur neutralen Bewertung der 

Menschrechtslage werden Angaben der UN, der EU oder ähnlicher Institutionen 

hinzugezogen. Ein begründeter Verdacht auf Menschenrechtsverletzungen führt 

zu einem Nichtzustandekommen des Handels. Desweiteren ist der Endverbleib 

der Exportgüter genauestens festzulegen. Aufgrund harmonisierter Rechts-

grundlagen ist der Handel innerhalb der NATO– und EU–Mitgliedsstaaten weit-

gehend frei von Einschränkungen. Ebenso betrifft dies die NATO–
gleichgestellten Länder: Australien, Neuseeland, Japan und die Schweiz. In alle 

weiteren Länder (Drittländer) ist die Ausfuhr von Rüstungsgütern restriktiv 

geregelt. Explizit wird darauf hingewiesen, dass Anhäufungen Waffen vermie-

den werden sollen. Der Export von genehmigungspflichtigen Kriegswaffen ist 

generell untersagt, mit Ausnahme von „besondereȋnȌ außen- oder sicherheits-

politische(n) Interessen der Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichti-

                                                        
30 Ebd., S. 1151. 
31 Ebd., S. 1168. 
32 Siehe dazu Anhang 2. 
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gung der Bündnisinteressen für eine ausnahmsweise zu erteilende Genehmi-

gung.“33.  

Weiterhin spielen Faktoren wie der Grad der organisierten Kriminalität im 

Empfängerland und die Rüstungskontrollmechanismen eine Rolle. Transparenz 

bei den Waffenlieferungen wird durch Erstellung eines Rüstungsexportberichts 

durch die Bundesregierung geschaffen. Dieser enthält eine detaillierte Auflis-

tung der Exporte des vorhergehenden Kalenderjahres34. 

Ferner richtet sich die EU nach dem Gemeinsamen Politischen Standpunkt der 

Europäischen Union über Ausfuhren von Militärgütern und Militärtechnologie35 

(2008) basierend auf den Gemeinsamen Kriterien von Lissabon (1991/1992) 

und dem Verhaltenskodex für Waffenausfuhren (1998). Ziel ist es, die Politik auf 

gewisse Punkte zu vereinen, um die Rüstungskontrolle der EU–Länder zu har-

monisieren und geschlossen gegen Menschenrechtsverletzungen und Waffen-

missbrauch mittels erhöhter Überwachung und gesetzlichen Einflusses vorzu-

gehen. Mit der Einigung auf ein grundlegendes Verfahren bei der Genehmigung 

von Rüstungsexporten gelang es eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspoli-

tik (GASP) länderübergreifend zu integrieren. Zur verbesserten Rüstungskon-

trolle tragen unter anderem eine regelmäßig aktualisierte Militärgüterliste im 

Genehmigungsverfahren sowie erhöhte Transparenz durch Kontrollen bei36.  „Die EU-Staaten betonen am Anfang des Gemeinsamen Standpunkts ihre beson-

dere Verantwortung gegenüber der Einhaltung und Förderung der internationa-

len Sicherheit und des Friedens. Dies schlägt sich insbesondere in den acht Kri-

terien nieder, die bei der Erteilung von Exportgenehmigungen berücksichtigt 

werden sollen. Unter anderem werden darin die Einhaltung der Menschenrech-

te, die Bewahrung sowohl interner als auch regionaler Stabilität sowie die Ver-

träglichkeit von Rüstungsausgaben und Entwicklung im Empfängerland hervor-

gehoben.“37. 

Jedes Land ist angehalten einen jährlichen Rüstungsexportbericht zu verfassen, 

der sich inhaltlich mit der Aufführung der exportierten Güter, das Umsatzvolu-
                                                        
33 Auswärtiges Amt (2000). 
34 Vgl. Auswärtiges Amt (2000). 
35 Siehe dazu Anhang 3. 
36 Vgl. Rat der Europäischen Union (2008), S. 1-5. 
37 Bundeszentrale für Politische Bildung (2011b). 
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men, die Empfängerländer und auf abgelehnte Anfragen bezieht. Um einen bes-

seren Überblick der Länderberichte zu erhalten wurde die COARM (Working 

Group on Conventional Arms Exports), eine EU–Ratsarbeitsgruppe, mit der re-

gelmäßigen Zusammenfassung der Berichte beauftragt. Den EU–Ländern wird 

im Gemeinsamem Politischen Standpunkt nahe gelegt, den ausgearbeiteten Kon-

sens der gemeinsamen Exportpolitik in die nationalen Gesetze aufzunehmen, da 

dieser bis dato ausschließlich als Empfehlung gilt und über keine rechtliche 

Verbindlichkeit verfügt. Desweiteren bemerkte die COARM, dass der Interpreta-

tionsspielraum bei der Beurteilung der Kriterien relativ frei ausgelegt wird. 

Zwischen den EU–Mitgliedern findet man teilweise eine weite Divergenz bezüg-

lich der Rüstungsexportentscheidungen38. 

 

 

 

3.2. Regelungen des Bundessicherheitsrates 

Sobald sich ein Land entschieden hat einen deutschen Rüstungskonzern mit 

einer Waffenlieferung zu beauftragen, wird unmittelbar das Bundeswirt-

schaftsministerium informiert. Die Verantwortung über das Zustandekommen 

des Kaufs trägt das Ministerium, welches die Anfrage einer genauen Prüfung 

unterzieht. Die benötigte Exportgenehmigung wird in Absprache mit verschie-

denen Ressorts getroffen39. Erweist sich die Beurteilung des Gesuches als 

schwierig, wird der Fall an das höchste Organ, dem Bundessicherheitsrat, wei-

tergeleitet. Hauptverantwortlich für die Erteilung von Einzelgenehmigungen 

von Kriegswaffen, Rüstungsgütern oder rüstungsähnlichen Güter ist der Bun-

dessicherheitsrat. Wie anhand des Namens anzunehmen ist, wurde der Bundes-

sicherheitsrat gegründet, um die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik 

Deutschland aktiv zu gestalten. Ratsmitglieder sind die jeweiligen Bundesminis-

terInnen für rüstungsrelevante Bereiche wie Verteidigung, Justiz oder Wirt-

schaft und Technologie. Die Bundeskanzlerin ist die Vorsitzende des Rates. Ge-

nerell erteilt der Rat, der einem Kabinettsausschuss gleicht, Empfehlungen ba-

                                                        
38 Vgl. Bundeszentrale für Politische Bildung (2011b). 
39 Vgl. Tagesschau (2011). 
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sierend auf der Einigung der ressortübergreifenden Meinungen, wobei diese 

jedoch im Falle des Bundessicherheitsrates direkt umgesetzt werden. Die Exe-

kutive ist hierbei komplett ausgeschlossen. Um flexibel auf geplante Geschäfte 

eingehen zu können, tritt der Rat lediglich nach Bedarf zusammen. Die Inhalte 

der Treffen sind geheim und werden als Verschlussakten geführt, somit 

herrscht keine Rechenschaftspflicht. Einzig der jährlich anzufertigende Rüs-

tungsexportbericht sorgt für Transparenz über die getroffenen Entscheidun-

gen40.  

Der Rüstungsexportbericht enthält Angaben zur Rüstungsexportpolitik in 

Deutschland und weltweit, alle im vorangehenden Kalenderjahr getätigten Aus-

fuhren von Rüstungsgütern, Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern im 

Detail. Geplante oder aktuelle  Ausfuhren werden nicht aufgeführt. Zweifelsohne 

ist der wichtigste Punkt des Berichtes die Auflistung der Exportgenehmigungen 

(Einzel– und Sammelausfuhrgenehmigungen) und die Darstellung der Ausfuh-

ren von Kriegswaffen. Die Aufschlüsselung wird ergänzt durch Daten zu den 

Kleinwaffengenehmigungen, Vermittlungsgeschäften, Ausfuhren in Zeiträumen 

von 2002 bis zum jeweiligen Veröffentlichungsjahr, Anteilen an Kriegswaf-

fen/Bundeswehrbedarf/kommerzieller Bedarfsdeckung in den Ausfuhren sowie 

internationalen Vergleichen41. 

Die in 3.1. aufgezählten Gesetze und Grundsätze bilden den Rahmen der Rüs-

tungsverhandlungen und garantieren eine neutrale Basis zur Beurteilung der 

Rüstungsausfuhren durch den Bundessicherheitsrat. Ausdrücklich ist festgelegt, 

dass „die Rüstungsexportpolitik für die Bundesregierung kein )nstrument au-

ßenpolitischer Einflussnahme ist. Entscheidungen über Rüstungsexportvorha-

ben werden nach einer sorgfältigen Abwägung außen-, sicherheits- und men-

schenrechtspolitischer Argumente getroffen.“42. 

 

 

 

                                                        
40 Vgl. Behme (2008). 
41 Vgl. BMWi (2011). 
42 Auswärtiges Amt (2012a). 
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3.3. Wassenaar Abkommen  

Die Grundsätze des Wassenaar Abkommens basieren auf dem vorangehenden 

Abkommen, dem Coordinating Committee for Multilateral Export Control (Co-

Com). Mit der Bildung des CoCom wurde erstmals der Handel mit Waffen, Dual–
Use Gütern und Technologien überwacht. Die Idee, die Exportkontrolle für 

NATO–Mitglieder (sowie Japan und Australien) in den Rest der Welt einzufüh-

ren, keimte bereits nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges im Jahre 1947 auf. 

Mit Verabschiedung des Marshallplans durch die Vereinigten Staaten von Ame-

rika und 16 weiteren Nationen verschärfte sich der Ost–West–Konflikt in Euro-

pa bis schließlich ein Handelsembargo gegen den Ostblock verhängt wurde. Die 

damalige Sowjetunion und die ebenfalls dem Ostblock zugeordneten osteuropä-

ischen Staaten wurden dadurch politisch, wirtschaftlich und militärisch ge-

schwächt. Der Disput führte zum Kalten Krieg. Bezüglich der Rüstungsgüter 

wurden erstmals Endverbleibskontrollen sowie Listen mit vom Export ausge-

schlossenen, militärisch relevanten Gütern eingeführt. Ein Koordinationskomi-

tee, zusammengesetzt aus Vertretern der Mitgliedsländer, entschied über die 

Güter und Technologien, die nicht an den Ostblock geliefert wurden. Die Ent-

scheidungen wurden im Geheimen getroffen, ohne jegliche Offenlegung der Be-

weggründe. Die Geheimhaltung sollte davor schützen Entwicklungstendenzen 

preiszugeben. Offiziell dienten die angeführten Kontrollen der Wahrung der 

sicherheitspolitischen Interessen des Westblocks. Weiterhin nutzte die USA das 

Embargo, um einen höheren Grad an technologischer Entwicklung zu erreichen 

als ihr Gegenpart43.  

Der Ost–West–Konflikt löste sich 1994 auf, wodurch das CoCom seine inhaltli-

che Grundlage verlor. Die Exportkontrollen hatten sich jedoch als sinnvoll er-

wiesen und besonders in politisch instabilen Regionen schien es empfehlens-

wert Ausfuhren aus sicherheitspolitischen Gründen zu beschränken. Ferner 

sollte es die Möglichkeit zu einem Austausch zwischen den Staaten über bereits 

abgelehnte Lieferanträge geben, um eine Annahme des Antrags in anderen Län-

dern zu vermeiden. Der verbesserte Informationsaustausch innerhalb der Län-

der erleichterte die Kontrolle der Exporte. In diesem Sinne wurde das 

                                                        
43 Vgl. Großfeld/Junker (1991), S. 14-24. 
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Wassenaar Abkommen 1996 verabschiedet. Im Grunde blieben die Leitgedan-

ken des CoCom erhalten. Jedoch verlor ein wichtiger Punkt an Gültigkeit: Die 

osteuropäischen Staaten werden nicht mehr ausgrenzt. Die Mitgliederzahl des 

Abkommens erhöhte sich dadurch von 17 auf 41 Länder. Ein Embargo sollte 

sich nicht mehr gegen eine Staatengruppe richten, sondern gegen Problemstaa-

ten, denen ein unsachgemäßer Umgang (u.a. kriegerische Absicht, Unterdrü-

ckung der Zivilbevölkerung, Menschenrechtsverletzungen) mit den importier-

ten Rüstungsgütern zu unterstellen ist. Ziel des Wassenaar Abkommens ist die 

Stabilität und Sicherheit der Weltgemeinschaft. Weiterhin sollen sogenannte 

destabilisierende Waffenanhäufungen vermieden werden, da sich diese schnell 

zum Problem entwickeln können. Waffenanhäufungen können zum Entstehen 

einer schwer kontrollierbaren Übermacht der Regierungsgruppen gegenüber 

Minderheiten, Regierungsgegnern oder anderen Ländern führen. Aufgrund des-

sen unterliegen Lieferungen in Drittstaaten besonderer Kontrolle. Im Speziellen 

werden Lieferungen von Massenvernichtungswaffen (oder zu diesem Zwecke 

notwendige Bauteile/Technologien) in Krisengebiete wie Nord-Korea, Irak oder 

Libyen, zum Schutze aller unterbunden. Desweiteren soll das Abkommen die 

Mitgliedsstaaten vor Terrorismus schützen.  

Die Listen der kritischen rüstungsrelevanten Exportgüter umfassen konventio-

nelle Rüstungsgüter, Dual–Use Güter und Technologie. Die Munitionsliste 

schließt 22 Bereiche ein wie beispielsweise Klein– und Leichtwaffen und deren 

Munition, Panzer und andere militärisch bewaffnete Fahrzeuge, Kampfschiffe 

und (unbemannte) Luftfahrzeuge wie Drohnen. Dual–Use Güter und Technolo-

gien lassen sich in neun Kategorien einordnen: besondere Materialien und ähn-

liche Ausstattung, Materialverarbeitung, Elektronik, Computer, Telekommuni-

kation, Informationssicherheit, Sensoren und Lasertechnik, Navigations- und 

Avioniksysteme, Marine und Antriebssysteme. Weiterhin wird durch die Veröf-

fentlichung der Ausfuhren die Transparenz der abgeschlossenen Verträge er-

höht. Ebenso unterliegt das Verantwortungsgefühl der mitwirkenden Regie-

rungsträger strengerer Prüfung. Ein weiterer Unterschied zum CoCom ist die 

politische Einbindung der Bestimmungen in die jeweilige nationale Gesetz-

gebung. Die Steigerung des Verantwortungsgefühls und der Rechenschafts-
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pflicht gegenüber der Öffentlichkeit durch regelmäßige Berichte fördern das 

Bewusstsein der möglichen Auswirkungen von Rüstungsausfuhren. Letztlich 

entscheidet jedes Mitgliedsland in eigener Verantwortung über Exporte. Dies 

geschieht in Anlehnung an das Wassenaar Abkommen und weitere internatio-

nale Vereinbarungen. Eine einheitliche Exportkontrolle aller am Wassenaar Ab-

kommen teilnehmenden Länder wird angestrebt. Exportkontrollstandards sol-

len durch Abkommen weiterentwickelt und harmonisiert werden. Hinsichtlich 

dessen ist die stetige Weiterführung und Aktualisierung der Exportlisten von 

grundlegender Bedeutung für ein gemeinsames System, genauso wie der inter-

nationale Austausch über getätigte Ausfuhren und abgelehnte Anfragen. Kürz-

lich erreichte Erfolge auf diesem Gebiet sind zum Einen die Erweiterung der 

Kriterien für destabilisierende Waffenanhäufungen und zum Anderen die For-

mulierung von Empfehlungen bezüglich des Reexports von Waffen44. 

 
 
 

3.4. Arms Trade Treaty  

Die Bedeutung für Restriktionen im internationalen Waffenhandel ist seit Lan-

gem ein wichtiges Thema der Vereinten Nationen (UN): „Das )nternationale Waffenhandelsabkommen ȋArms Trade Treaty, ATTȌ ist ein 

internationaler Vertrag, der sich mit der Regulierung des globalen Handels mit 

konventionellen Waffensystemen befasst. Die Idee des Vertrags wurde seit Mit-

te der 1990er Jahre entwickelt. Seit 2006 befassen sich die Vereinten Nationen auf Grundlage der Resolution 61/ͺͻ mit dem ATT.“45.  

Im Juli 2012 wurde erstmals eine offizielle Versammlung aller UN-Mitglieder 

einberufen zur Abstimmung über ein allgemeingültiges Recht zur Kontrolle des 

weltweiten Waffenhandels. Denn nur, wenn sich alle Länder an dieselben Be-

stimmungen halten, kann Stabilität in der Welt einkehren und somit die Le-

bensbedingungen für alle verbessert werden. Im Grunde ist jeder globale Han-

del durch umfassende und von den UN anerkannte Gesetze reguliert. Eine Aus-

nahme bildete bisher der Handel von konventionellen Waffen sowie Klein– und 

                                                        
44 Vgl. Sekretariat des Wassenaar Abkommens (2013). 
45 Bundeszentrale für Politische Bildung (2011a). 
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Leichtwaffen, für den bisher keine allgemeinen Standards existierten. Die Kon-

trolle der Waffenexporte wurde auf nationaler Ebene bzw. innerhalb von Han-

delsunionen geregelt. Die durch fehlende überstaatliche Kontrollen entstande-

nen Gefahren sind offensichtlich: Missbrauch der Waffen von Regierungstrup-

pen, kriminellen Banden, Warlords oder Terroristen sowie die Verbreitung der 

Waffen auf dem Schwarzmarkt46. 

Am 2. April 2013 wurden die Verhandlungen abgeschlossen. Der internationale 

Waffenhandelsvertrag wurde mit 154 Ja–Stimmen, drei Gegenstimmen (Iran, 

Nordkorea und Syrien), bei 23 Enthaltungen verabschiedet. Diese starke Befür-

wortung zeigt die dringende Notwendigkeit und die Bereitschaft der Staaten für 

eine gemeinsame Waffenexportpolitik. Fest steht, dass das ATT als Meilenstein 

gesehen wird. Es ist ein wichtiger Schritt für die Harmonisierung und Sensibili-

sierung der Welt gegenüber ihrer Verantwortung bei Waffenexporten. Inhaltlich 

erstreckt sich der Vertrag „auf Panzer, bewaffnete Fahrzeuge, schwere Artille-

riesysteme, Kampfflugzeuge und -hubschrauber, Kriegsschiffe, Raketen und Ra-

ketenwerfer sowie auf kleine und leichte Waffen. Vor einem Export müssen Lie-

ferstaaten z.B. auch prüfen, ob mit den Waffen Menschenrechte bzw. das huma-nitäre Völkerrecht ernsthaft verletzt werden können.“47. 

Das Abkommen tritt in Kraft sobald 50 Staaten das Abkommen ratifiziert haben. 

Dies soll so schnell wie möglich geschehen. Das Statement der Vereinten Natio-

nen ist deutlich: gemeinsam wird man sich für eine globale Rüstungskontrolle 

einsetzen, um Menschenrechtsverletzungen, organisierter Kriminalität oder der 

Eskalation von bewaffneten Konflikten vorzubeugen48.  

Der ATT ist jedoch nur ein erster Schritt bei der Konsensfindung für ein grenz-

überschreitendes Waffenhandelsgesetz. Die erhöhte Transparenz der Exporttä-

tigkeit der Staaten soll zu mehr Verantwortung im Geschäft mit Waffen führen, 

da die Regierungen zukünftig gegenseitig Rechenschaft ablegen müssen. Ferner 

sind Endverbleibskontrollen verschärft worden, um möglichem Missbrauch 

vorzubeugen. Dennoch konnte nicht alles geklärt werden. Unter anderem kam 

es vorerst zu keiner Einigung hinsichtlich des Persönlichkeitsrechtes auf Waf-

                                                        
46 Vgl. UN (2013). 
47 Auswärtiges Amt (2013b). 
48 Vgl. Auswärtiges Amt (2013b). 
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fenbesitz zur Selbstverteidigung (speziell die USA werden weiteren Einschrän-

kungen bezüglich des Privatbesitzes von Schusswaffen nicht zustimmen). Wei-

terhin bleibt das Recht eines jeden Staates eigene Sicherheitsinteressen zu ver-

treten unantastbar. Somit ist der Umfang des Waffenarsenals der Länder quanti-

tativ nicht einzuschränken. Eine generelle Reduzierung des globalen Waffen-

handels ist noch nicht realisierbar49. 

Historisch gesehen, ist die Ausarbeitung eines weltweit gültigen Waffenhan-

delsabkommens die logische Folge der sicherheitspolitischen Entwicklungen 

der letzten Jahrzehnte. Seit dem Kalten Krieg bemühen sich die Industrienatio-

nen um multilaterale Abkommen, die den Waffenhandel kontrollieren. Die 

Angst vor Angriffen anderer Nationen ist das größte Argument für die Reduzie-

rung von Waffenarsenalen. Es kann erst zu einer erfolgreichen Abrüstung kom-

men, wenn gleiche Voraussetzungen für alle Staaten geschaffen worden sind50.  

  

                                                        
49 Vgl. Oxfam Deutschland (2013). 
50 Vgl. Bailes (2013), S. 16-21. 
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4. Rüstungsgüter als deutsche Exportschlager 

4.1. Wirtschaftliche Erfolge und Trends der Rüstungsunternehmen 

Zur Analyse der Geschäftstätigkeit der Rüstungsindustrie in Deutschland wird 

zunächst die Gesamtsituation betrachtet. Wie Tabelle 1 zeigt, handelt es sich bei 

den fünf größten Rüstungsunternehmen in Deutschland um European 

Aeronautic Defence and Space Company (EADS), Rheinmetall, Krauss-Maffei 

Wegmann, ThyssenKrupp und Diehl. Jedoch hat sich einzig Krauss-Maffei Weg-

mann vollständig auf den Rüstungssektor spezialisiert. Der Umsatz der Rhein-

metall AG ergibt sich zu 50,3% aus der Produktion von Rüstungsgütern, gefolgt 

von EADS mit anteilig 26,8% und Diehl mit 26,6%. ThyssenKrupp besitzt den 

geringsten Rüstungsanteil mit 3%. 

 

Tabelle 1 - Größte Rüstungsunternehmen in Deutschland im Jahr 2010 nach Umsatz im Rüs-
tungsbereich (in Millionen Euro) und Rüstungsanteil am Gesamtumsatz (in Prozent) 

 Umsatz Rüstung Rüstungsanteil am Gesamt-

umsatz 

EADS 12.289 26,8 

Rheinmetall 2.010 50,3 

Diehl 1.483 26,6 

ThyssenKrupp 1.211 3 

Krauss Maffei–Wegmann 902 100 

MTU 486 18 

Quelle: Defense News (2012). 

 

Weiterhin lässt sich ablesen, dass die EADS den höchsten Umsatz im Bereich der 

Rüstung erzielt. Mit 12,3 Mrd. Euro erwirtschaftete EADS deutlich mehr Gewinn 

als die anderen Unternehmen im Jahr 2010. An zweiter Stelle befindet sich die 

Rheinmetall AG mit 2,0 Mrd. Euro Umsatz. Diehl, ThyssenKrupp und Krauss-

Maffei Wegmann konnten aus dem Rüstungsgeschäft jeweils weniger als 1,5 

Mrd. Euro umsetzen. 

Fakt ist, dass das Rüstungsgeschäft floriert. Beispielsweise stieg die Rheinmetall 

AG in der Liste der größten 100 Rüstungsunternehmen weltweit, als erfolg-

reichstes deutsches Rüstungsunternehmen von Platz 32 (2010) auf Platz 26 
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(2011). Im weltweiten Vergleich gesehen befinden sich deutsche Unterneh-

men51 am Ende des ersten Viertels bzw. im Mittelfeld (ThyssenKrupp Platz 49, 

Krauss–Maffei Wegmann Platz 54, Diehl Platz 60)52. 

Trotz der geringen, quantitativen Präsenz deutscher Rüstungsunternehmen ist 

Deutschland laut SIPRI–Angaben im internationalen Vergleich an dritter Stelle 

der Exporteure konventioneller Waffen mit einem Marktanteil von 11%, und ist 

somit der größte Exporteur Europas53.  

Jedoch verdienen nicht nur die o.g. Unternehmen am Rüstungsgeschäft. Diverse 

deutsche Firmen tragen ihren Anteil an der Branche. Es handelt sich sowohl um 

Konzerne wie Siemens, die z.B. Brennstoffzellen für U-Boote produzieren oder 

die Deutsche Bahn und DHL, die Militärtransporte durchführen. Weiterhin erzie-

len Software– und Technologieunternehmen wie IDS Scheer (u.a. Kommunikati-

onsplattformen) oder Carl Zeiss (u.a. Zieloptik für Panzer, Wärmebild– Tages-

lichtkameras) hohe Umsätze durch militärisch–orientierte Angebote. Motoren– 

und Getriebehersteller der Automobilbranche wie Tognum, ZF Friedrichshafen 

oder Renk beteiligen sich ebenfalls an der Rüstungsindustrie. Desweiteren 

schaffte sich der Hersteller von Hochdruckreiniger Kärcher ein zweites Stand-

bein in der Produktion von Dekontaminierungsanlagen (ABC-Schutz) und Feld-

lagern.54. 

Nach einer Studie des Darmstädter Wirtschaftsforschungsinstituts, wächst die 

Rüstungsindustrie in Deutschland doppelt so schnell (Ø 5%) wie die Gesamt-

wirtschaft (Ø 2,3%). Der betrachtete Zeitraum der Analyse umfasst den Zeit-

raum 2005 bis 2010. Dieses Beispiel soll die Wichtigkeit des Sektors für die 

deutsche Wirtschaft belegen. Rüstungsgüter sind zum Exportschlager gewor-

den55. 

Im Folgenden wird dies durch die Wirtschaftszahlen von Cassidian und der 

Rheinmetall AG als wichtige Einflussnehmer der Branche belegt. Es werden die 

jeweiligen Jahresumsätze und der Gewinn vor Zinsen und Steuern (EBIT–
Ergebnisse) sowohl für das Unternehmen insgesamt, als auch speziell für den 
                                                        
51 als deutsch-französischer Konzern wird die EADS nicht mit einbezogen. 
52 SIPRI (2011). 
53 BMWi (2012), S. 34. 
54 Kiani–Kreß (2012). 
55 Reuters Nachrichtenagentur (2012). 
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Rüstungsbereich dargestellt. Weiterhin werden aktuelle Entscheidungen ge-

nannt, die die Transformation des Sektors beschreiben.  

Im Jahre 2010 gliederte der EADS Konzern die Rüstungsproduktion vollständig 

an das Tochterunternehmen Cassidian aus. Cassidian ist spezialisiert auf Radar- 

und Flugsysteme, sowie auf Kommunikation und Überwachung. In dieser Sparte 

spielen speziell die BRIC-Staaten als aufstrebende Schwellenländer eine beson-

dere Rolle. Die Verbesserung der Lebenssituation führt zu mehr Wohlstand, zu 

mehr finanzieller Kraft und aufgrund des gesteigerten Sicherheitsbedürfnisses 

zu mehr Zukäufen hauptsächlich im Überwachungsbereich. Das prädestiniert 

diese Länder dazu als neuer florierender Absatzmarkt wahrgenommen zu wer-

den56. 

Es sind längst nicht mehr ausschließlich Kriege, die das Rüstungsgeschäft auf-

blühen lassen. Der EADS-Manager Zoller bestätigt: "Unsere Sicherheitsprobleme 

sind heute Terrorismus, sicherer Warenverkehr, Piraterie und Kriminalität"57. 

In Zukunft wird sich Cassidian auf Satelliten, intelligente Drohnen, Sicherheits-

kontrolltechnik für Gebäude und Verkehrswege sowie abhörsichere Kommuni-

kation konzentrieren58
. 

Im Geschäftsjahr 2011 setzte die EADS 49,1 Mrd. Euro um, was eine Erhöhung 

zum Vorjahr um 7% darstellt. Bei Betrachtung der vorrangehenden zwei Jahre, 

lässt sich eine stetige Entwicklung des Umsatzwachstums um mindestens 3 

Mrd. Euro jährlich beobachten. Die Tendenz der Gewinnerzielung ist steigend. 

Cassidian trug zum Gesamtumsatz mit 5,8 Mrd. Euro bei. Die EBIT für den EADS 

Konzern beträgt 1,7 Mrd. Euro (2011). Aufgrund verschiedener Forschungspro-

gramme sank die EBIT von Cassidian um 28% auf 331 Mio. Euro. Die hohe In-

vestitionsbereitschaft in Forschung und Entwicklung spiegelt das Potenzial des 

Rüstungsbereiches wider. Hinsichtlich des Volumens der eingegangenen Auf-

träge wurde bei Cassidian ein Rückgang von 3% vermerkt, wobei die Aufträge 

deutlich höhere Summen umfassen59. 

                                                        
56 Vgl. EADS (2010). 
57 Kiani-Kreß (2010), S. 55. 
58 Vgl. Kiani-Kreß (2010), S. 55. 
59 Vgl. EADS Geschäftsbericht (2011),S. 5-7. 

http://www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/ruestung-deutschlands-waffenindustrie-wagt-sich-aus-der-deckung-seite-4/3643222-4.html
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Verursacht durch die Finanzkrise sind die Lieferungen im europäischen Raum 

in ihrem Umfang minimiert worden. Im Zuge der Globalisierung, haben sich 

neue Märkte im asiatischen und lateinamerikanischen Raum herausgebildet. 

Dementsprechend setzt der EADS vermehrt auf Exporte in das Nicht-

europäische Ausland. Unter Berücksichtigung der gestiegenen Nachfrage in den 

aufstrebenden BRIC-Nationen und den umliegenden Schwellenländern plant 

Cassidian in den nächsten Jahren mehr als 50% des Gesamtgeschäfts außerhalb 

von Europa umzusetzen. Außerdem zielt der Konzern durch den Zusammen-

schluss mit der Rheinmetall AG auf eine Spitzenposition in der Sparte der unbe-

mannten Flugsysteme ab60. 

Im Vergleich dazu erreichte die Rheinmetall AG im Jahr 2011 einen Umsatz von 

4,5 Mrd. Euro. Das ist der höchste Wert seit der Gründung des Unternehmens. 

Der Rüstungsbereich wuchs im Vergleich zum Vorjahr um 7% auf 2,1 Mrd. Euro. 

Bezüglich der EBIT wurde eine Rendite von 19% des Umsatzes vermerkt. Am 

deutlichsten wird die positive Entwicklung der Rheinmetall AG bei Betrachtung 

des um 29% gestiegenen Jahresüberschusses auf 225 Mio. Euro61.  

Die gestiegenen Umsatzzahlen beruhen auf verschiedenen wirtschaftlichen Ent-

scheidungen des Konzerns. Im Zusammenhang mit dem Rüstungsbereich wur-

den Russland und Algerien als neue Märkte erfolgreich durchdrungen. Nicht nur 

Fahrzeuge sind gängige Exportprodukte, ebenfalls Trainings- und Simulations-

zentren sowie Ausbildungs- und Lizenzverträge. Weiterhin wurden Zukäufe in 

Deutschland, der Schweiz und Südafrika getätigt, um so die Verkaufszahlen und 

den Einfluss zu erhöhen. Das Joint Venture mit der Unternehmensgruppe MAN 

verschafft der Rheinmetall AG einen größeren Marktanteil bei militärischen Rad-

fahrzeugen. Ferner lässt sich aus den Auftragszahlen ablesen, dass diese wert-

mäßig um 60% auf 2,9 Mrd. Euro gestiegen sind. Diese Gewinne konnten durch 

die bereits beschriebene Erweiterung der Handelsgeschäfte über die Grenzen 

Europas hinaus erreicht werden. Etwa 32% aller Lieferungen werden unmittel-

bar ins nicht-europäische Ausland exportiert62. 

 

                                                        
60 Vgl. EADS (2011), S. 50. 
61 Vgl. Rheinmetall AG Geschäftsbericht (2013), S. 15-17. 
62 Vgl. Ebd., S. 19-28. 
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4.2. Position der Regierung 

Deutschland ist momentan drittgrößter Waffenexporteur der Welt und größter 

Exporteur in Europa. Laut Angaben des SIPRI hat Deutschland einen prozentua-

len Anteil von 9% am weltweiten Waffenexport inne. An den ersten Stellen ste-

hen die USA mit 30%, gefolgt von Russland mit 24%. Weiterhin stiegen die Um-

sätze im Rüstungsbereich rapide an. Bei Betrachtung der Zeiträume 2002–2006 

und 2007–2011 stieg das Umsatzvolumen der deutschen Waffenexporte um 

37%. Desweiteren kam es zu einer Erhöhung um 59% bei der Lieferung an 

Drittländer63.  

Wie in Abbildung 1 zu sehen ist, haben die kommerziellen Kriegswaffenausfuh-

ren in Drittländer in den letzten Jahren stark zugenommen.  

 

Abbildung 1 - Kommerzielle Kriegswaffenausfuhren in Drittländer von 2002 bis 2011 in Millio-
nen Euro 

 

Quelle: BMWi (2012). 

 

Im Jahr 2002 waren die Umsätze der Lieferungen an Drittländer mit 2,8 Mio. 

Euro verhältnismäßig gering. Innerhalb der darauffolgenden Jahre unterlagen 

die Ausfuhren Schwankungen, wobei insgesamt ein Anstieg zu vermerken ist. 

Der bisherige Höchstwert wurde 2011 mit einem Wert von 842,8 Mio. Euro im 

Vergleich zum Vorjahr (453 Mio. Euro) erreicht. Die steigenden Umsatzzahlen 

                                                        
63 Vgl. SIPRI (2012), S. 2-4. 
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gehen einher mit einem Anstieg der Anzahl von Liefergenehmigungen bzw. de-

ren Umfang. Dem Rüstungsexportbericht zufolge wurden die wertmäßig größ-

ten Ausfuhren deutscher Rüstungsunternehmen nach Brunei, Singapur und in 

den Irak geliefert. Allein in diesen Ländern wurden 674,2 Mio. Euro umgesetzt, 

was 80% des Gesamtvolumens der kommerziellen Kriegswaffenausfuhren an 

Drittländer ausmacht64. 

Die deutsche Rüstungsexportpolitik hat sich verändert. Die Bedeutung der Rüs-

tungsexporte für die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands wird zuneh-

mend größer. Die gestiegenen Gesamtausfuhren verdeutlichen die befürwor-

tende Position der deutschen Regierung hinsichtlich des Rüstungsexports. Der 

Transfer an Drittländer wird von Bundeskanzlerin Merkel und der Regierung 

unterstützt und gefördert. Im Zuge der anhaltenden finanzpolitischen Probleme 

der EU kürzten die meisten europäischen Länder den Etat für die Verteidigung. 

Dementsprechend ökonomisch bedeutsam ist die Erschließung neuer Märkte 

zur Sicherung der Einnahmen des Sektors. Das Drittländer (teilweise) politisch 

instabile Staaten in Krisenregionen sein können, wird nicht mehr als Gefahr ge-

wertet. Im Gegenteil, Merkel versichert, dass durch vermehrte Ausfuhren das 

Mächtegleichgewicht der Welt gesichert werden soll, einhergehend mit der 

Stärkung des deutschen Einflusses in Asien, Afrika und Lateinamerika65.  

Auf der Tagung des zivilen und militärischen Spitzenpersonals der Bundeswehr 

unterstreicht Merkel ausdrücklich, dass es sich bei den Entscheidungen für die 

Lieferungen in Krisengebiete keinesfalls um eine Neuinterpretation oder Ab-

schwächung der Gesetze handle. Die Einhaltung der Menschenrechte für alle 

gleichermaßen, stehe im Mittelpunkt. Hintergrund des verstärkten Einbezie-

hens von Drittländern in die Rüstungsexportpolitik sei die Sicherung des Frie-

dens: "Wer sich der Friedenssicherung verpflichtet fühlt, aber nicht überall auf 

der Welt eine aktive Rolle in der Friedenssicherung übernehmen kann, der ist 

auch dazu aufgerufen, vertrauenswürdigen Partnern zu helfen, damit sie ent-

sprechende Aufgaben übernehmen"66.  

                                                        
64 Vgl. BMWi (2012), S. 32. 
65 Vgl. Seidler (2012). 
66 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (2012). 
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Mit diesen Argumenten werden u.a. die enorm gestiegenen Exporte der vergan-

genen Jahre nach Saudi–Arabien gerechtfertigt. Die Ausfuhrgenehmigungen 

dorthin verdoppelten sich im Jahr 2012 im Vergleich zum Vorjahr. Generell kam 

es zu häufigeren und umfangreicheren Lieferungen konventioneller Waffen und 

Grenzschutzsysteme an die Golf–Staaten (in Höhe von 1,42 Mrd. Euro, 2012), 

obwohl diesen akute Menschenrechtsverletzungen angelastet werden. Auf der 

anderen Seite stehen Rüstungsgegner wie Jan van Aken, Mitglied des Bundesta-

ges der Linken, der der Bundesregierung vorwirft, "dass schwerste Menschen-

rechtsverletzungen offensichtlich gar kein Grund mehr sind, Exporte zu verwei-

gern"67. Die Rüstungspolitikdebatte wird in zwei Lager geteilt: restriktive Waf-

fenexportpolitik gegenüber Drittländern versus Waffenlieferungen in Span-

nungsgebiete zur Sicherung der Stabilität im Inland. Fraglich ist an dieser Stelle 

die Einordnung monarchischer Regime als vertrauenswürdig, da sich diese in 

vielen Fällen (z.B. Syrien, Iran) gegen die Bevölkerung gewandt haben und es zu 

schweren Menschenrechtsverletzungen kam. Auf die Schwierigkeiten, die bei 

der Belieferung in Drittländer entstehen können, wird im Abschnitt fünf anhand 

von Fallbeispielen näher eingegangen.  

  

                                                        
67 Hickmann (2013). 
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5. Waffenlieferungen und ihre Gefahren – Fallbeispiele 

5.1. Fallbeispiel Türkei 

Aufgrund der NATO–Mitgliedschaft und der Anerkennung des Wassenaar Ab-

kommens ist die Türkei einerseits bestimmten Regeln unterworfen, anderer-

seits verfügt sie dadurch über gewisse Erleichterungen den Rüstungsimport 

betreffend. Als Bündnispartner ist der Waffenhandel lediglich geringen Ein-

schränkungen unterlegen.  

Laut Angaben des Rüstungsexportberichtes der Bundesregierung von 2011, 

bezog die Türkei Kriegswaffenausfuhren im Wert von 67 Mio. Euro (darunter 

18 Kampfpanzer Leopard II). Dieser hohen Summe entsprechend führt die Tür-

kei die Liste der NATO–Mitglieder an und befindet sich insgesamt auf Platz fünf 

der 53 von Deutschland belieferten Staaten68.  

Die getätigten Ausgaben spiegeln den langjährigen Aufrüstungswunsch der 

Türkei wider. Bereits im Jahr 2000 beantragte die Türkei den Kauf von 1000 

Kampfpanzern. Jedoch wurde der Antrag nicht genehmigt, da zu dieser Zeit der 

Kurdenkonflikt einer endgültigen Eskalation nahe schien. Fünf Jahre später hat-

te sich die Situation in der Türkei weitetestgehend beruhigt und es kam zur Lie-

ferung von mehreren hundert Panzern69.  

Fakt ist aber, dass die Lage der Türkei unsicher ist. Innerstaatlich ist die Türkei 

durch die jahrzehntelang andauernden Auseinandersetzungen mit den Kurden 

geprägt. Das kurdische Gebiet wurde durch die Ländergrenzen Armeniens, des 

Irans, des Iraks, Syriens und der Türkei zersplittert. Die ethnische Minderheit 

der Kurden kämpfte einst für den selbstständigen Staat Kurdistan; heute be-

gründen sich die Kämpfe auf die offizielle politische und kulturelle Anerken-

nung der Kurden sowie dazugehörige Freiheiten. Antreibende Kraft der Kurden 

ist die radikale Kurdische Arbeiterpartei PKK. Die seit 1984 anhaltenden, ge-

walttätigen Konflikte zwischen den Kurden und den Länderregierungen zeich-

nen sich durch hohe Gewaltbereitschaft und bisher etwa 45.000 offiziellen Op-

fern auf beiden Seiten aus. Derartige Gewaltausschreitungen stehen vor dem 

Hintergrund äußerst bedenklicher Diskriminierung durch die Regierungen der 
                                                        
68 Vgl. BMWi (2011). 
69 Vgl. Süddeutsche Zeitung (2013). 
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o.g. Länder. Als Negativbeispiel dient das Leben der Kurden in Syrien. Schätzun-

gen zufolge wurde etwa 350.000 Kurden bereits vor mehr als 50 Jahren die 

Staatsbürgerschaft (einschließlich der Arbeitsgenehmigung) entzogen. Die Tat-

sache, dass sich das ehemalige kurdische Gebiet auf Öl– und Gasvorkommen 

befindet verschärft die Situation. Bisher bereichern sich die umliegenden Staa-

ten an den erzielten Gewinnen. Den Kurden geht es aber nicht ausschließlich um 

den für sie verlorenen Profit vom Abbau der Rohstoffe. Sie wollen mitentschei-

den was auf ihrem ehemaligen Land geschieht, haben jedoch kein Stimmrecht, 

was die Spannungen zusätzlich steigert70. 

Im Bericht der Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik von 2010–2012 

wird der Kurdenkonflikt als andauerndes Problem der Türkei bezeichnet. Der 

Ausbruch des Arabischen Frühlings 2011 schürte bei der kurdischen Bevölke-

rung erneut die Konfliktbereitschaft. Im Südosten der Türkei kam es zu mehre-

ren gewalttätigen Übergriffen. In Verbindung mit den Antiterrorgesetzen wur-

den etwa 2.500 Mitglieder der verbotenen PKK festgenommen. Der Mehrzahl 

der Gefangennahmen folgten andauernde Untersuchungshaftstrafen, was im 

Bericht kritisiert wird. Generell konnte die Anzahl der Fälle von Menschen-

rechtsverletzungen wie Folter, Misshandlungen und Einschränkung der Mei-

nungs- und Pressefreiheit nicht reduziert werden71. 

Weitere Konflikte bilden sich durch die geografische Lage der Türkei im inter-

nationalen Spannungsfeld der angrenzenden Länder Irak, Iran und Syrien72.  

Der Irak befand sich seit 2003 im Irakkrieg mit anschließender Besatzungszeit 

von US-Truppen bis 2011. Problematisch bleibt die Terrorgruppe al–Qaida, die 

zwar geschwächt, aber immer noch aktiv ist. Ferner erzeugt die Umstrukturie-

rung zu einem demokratischeren, politischen System nach westlichem Beispiel 

weiterhin Unruhen innerhalb der Bevölkerung73.  

Bei Betrachtung des Irans ist zum Einen die regionale Nähe zu Ländern des 

Nahostkonflikts bedenklich, die eine gewisse Instabilität mit sich bringt, zum 

                                                        
70 Vgl. Völkel (2011). 
71 Vgl. Auswärtiges Amt (2012b), S. 234-235. 
72 Vgl. Auswärtiges Amt (2013a). 
73 Vgl. Lüdke (2011).  
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Anderen stellt die Verbindung zur Hisbollah ein Konfliktpunkt dar74 sowie das 

strittige Atomprogramm75. Die Möglichkeit einer iranischen Bewaffnung mit 

Atombomben soll die Bereitschaft Ahmadinejads demonstrieren, mit harten 

militärischen Mitteln gegen Israel vorzugehen, da er dem Staat keine Daseinsbe-

rechtigung zu spricht. Bei der UN–Konferenz äußerte der Holocaust–Leugner 

Ahmadinejad offiziell gegen die Israelis, er sprach vom Dritten Weltkrieg, sollte 

Israel die iranischen Atomanlagen bombardieren. Israel sieht den Iran als seine 

größte Bedrohung. Die Situation im Nahen Osten ist überaus angespannt76.  

Syrien folgte den allgemeinen Entwicklungen des Arabischen Frühlings, forder-

te aber nicht nur lebensverbessernde Reformen, sondern ebenfalls einen Re-

gimewechsel. Der Konflikt spaltet das ganze Land in Regime–Anhänger und Op-

positionelle. Auf beiden Seiten herrscht ein erbitterter Kampf der mittlerweile 

mehrere tausend Opfer verlangte. Die Lage ist äußerst kritisch, sodass der UN–
Sicherheitsrat bereits aktiv über eine militärische Intervention zur Beendigung 

der Auseinandersetzung diskutiert. Bis heute halten die Unruhen an77.  

Etwa 300.000 Syrer sind bereits in die Türkei geflohen. Die seit zwei Jahren an-

haltende Radikalisierung des Konflikts schürt ungehaltene Gewalt. Mittlerweile 

hat sich das Potential der Auseinandersetzungen zum Glaubenskrieg ausgewei-

tet: Sunniten kämpfen gegen Schiiten. Aufgrund der kurdischen Zersplitterung 

spiegeln sich beide Religion in der Türkei, was die dortige Lage verschärft. Die 

Situation droht zu eskalieren. Die Türkei brach offiziell die freundschaftlichen 

Beziehungen zum al–Assad Regime ab und setzte damit ein deutliches Zeichen 

für demokratischere Bedingungen in Syrien. Gleichzeitig wurde die Türkei 

durch diesen Schritt, aber zum Feind des syrischen Regimes78. 

Die aktuellen Geschehnisse in der Türkei unterstützen die Annahme der Instabi-

lität des Landes. Innerstaatlich fanden heftige Demonstrationen statt, ausgelöst 

durch den Bau eines Einkaufszentrums, welche brutal vom Militär niederge-

schlagen wurden. Die Polizei setzte zur Auflösung des Protests Tränengas und 

Wasserwerfer ein. Die angewandte Härte des Militärs provoziert die bereits an-
                                                        
74 Vgl. Ibrahim (2004), S. 39-42. 
75 Vgl. Auswärtiges Amt (2013c). 
76 Vgl. Gladstone/MacFarquhar (2012).  
77 Vgl. Wieland (2011). 
78 Vgl. Baumgarten (2013). 
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gespannte Situation in der türkischen Bevölkerung. Das Vorgehen widerspricht 

der Versammlungs– und Meinungsfreiheit, weswegen sich mittlerweile der Pro-

test gegen die Regierung und ihre Maßnahmen richtet79.  

Durch die angeführten Fakten wird deutlich, dass die Unterstützung der Türkei 

mit Waffen fraglich ist. Zum Einen kann die Türkei sich ohne gut ausgerüstetes 

Militär im Falle eines Angriffskrieges von Syrien nicht entsprechend verteidigen, 

zum Anderen fördert die Anhäufung von Waffen das Konfliktpotenzial, beson-

ders bei innerstaatlichen Unruhen, und wirkt daher destabilisierend. Der Türkei 

sollte trotz der NATO–Mitgliedsschaft quantitative Einschränkungen auferlegt 

werden, um Waffenanhäufungen zu vermeiden und dadurch die krisenähnli-

chen Verhältnisse nicht weiter zu verschärfen oder durch den Zugang zu Waffen 

eine Eskalation zu riskieren. 

 

 

 

5.2. Fallbeispiel Mexiko  

Im folgenden Fallbeispiel werden Probleme von Waffenexporten in Konfliktlän-

der dargestellt. Außerdem wird der Umgang der Firmen kritisiert, die sich aus 

der schwierigen politischen Lage mancher Länder bereichern wollen. Mexiko 

leidet unter immer wiederkehrenden Unruhen aufgrund von Armut, Arbeitslo-

sigkeit und illegalem Rauschgifthandel. Besonders der Drogenhandel floriert 

seit den 80er Jahren. Es bildeten sich Kartelle, die mit Menschen, Waffen und 

Drogen handeln. Weitreichende Korruption unterstützt die Missstände im Land. 

Wer sich den Kartellen in den Weg stellt, muss mit dem Schlimmsten rechnen. 

Denn vor Auftragsmord, Entführungen und brutaler Folter schrecken sie nicht 

zurück. Der Krieg ohne Fronten eskalierte 2006 als die Regierung unter Präsi-

dent Calderon versuchte, mit Polizeipräsenz den brutalen Methoden der Mafia 

entgegen zu treten80.  

Das Konfliktbarometer von 2012, erstellt vom Heidelberger Institut für Interna-

tionale Konfliktforschung, zeigt das Mexiko sich mit drei besonders schwerwie-

                                                        
79 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (2013).  
80 Vgl. Lichterbeck (2010). 
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genden Krisen (Einordnung nach Intensitätsstufen von 1–Disput bis 5–Krieg) 

auseinandersetzen muss: Drogenkartelle gegen die Regierung (*2006, Einstu-

fung 5–Krieg), Bandengewalt gegen paramilitärische Gruppierungen (*2005, 

Einstufung 4–begrenzter Krieg) und Oppositionelle gegen die Regierung (*2006, 

Einstufung 3–gewaltsame Krise). Mittlerweile halten die Schwierigkeiten in Me-

xiko über sieben Jahre an und sind in ihrem Ausmaß nicht tragbar81. 

Im Jahr 2007 wurde in dem mexikanischen Bundesstaat Guerrero ein friedlicher 

Protest für eine bessere universitäre Ausbildung niedergeschlagen. Die Polizis-

ten benutzten u.a. das Sturmgewehr der Bundeswehr G–36, produziert von dem 

deutschen Rüstungsherstellern Heckler & Koch. Berichten des Bundesministe-

riums für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zufolge erhielt Heckler & 

Koch zwischen 2005 und 2007 Exportgenehmigungen für die Lieferung von 

8.710 G36–Gewehren. Aufgrund anhaltender Bandenkriege und gewaltvoller 

Ausschreitungen in Mexiko sind Waffenlieferungen auf bestimmte Gebiete be-

grenzt. Außerhalb dieser Gebiete darf nicht einmal die Polizei beliefert werden. 

Ein Grund dafür ist die vorherrschende Korruption. Betroffen sind die Bundes-

staaten Chihuahua, Chiapas, Jalisco und Guerrero. Nach Angaben der Menschen-

rechtsorganisationen Amnesty International kommt es in den genannten Gebie-

ten regelmäßig zu irrationaler Gewaltanwendung sowie außergerichtlichen Hin-

richtungen. Hauptsächlich richtet sich die Aggression gegen Oppositionelle und 

Indigene. Der Mexiko-Korrespondent von "El País", Luis Prados, bewies mit sei-

nen Nachforschungen die Mitschuld des deutschen Unternehmens Heckler & 

Koch82.  

Heckler & Koch stehen sich einer Anzeige gegenüber wegen Verstoß gegen das 

Außenwirtschaftsgesetz, das Kriegswaffenkontrollgesetz sowie aller anderer in 

Betracht kommender Straf- und Ordnungswidrigkeiten. Dem Unternehmen wird 

vorgeworfen vorsätzlich, eventuell auch mittels Bestechung, die Gewehre in die 

vom Handel ausgeschlossenen Gebiete geliefert zu haben. Zu dieser Anschuldi-

gung führten die Ersatzteilbestellungen der G–36 Gewehre im Jahre 2007. 

Heckler & Koch gab auf den Anträgen der Einzelgenehmigungen Krisenregionen 

                                                        
81 Vgl. Ellerbrock (2013), S. 65-67. 
82 Vgl. Vogel (2012), S. 32-35. 



 
 

 
 

- 35 - 

an, was beim BAFA nicht unbemerkt blieb. Der Urteilsspruch der Verhandlung 

bleibt abzuwarten. Nichtsdestotrotz steht fest: es geht um Gewinne. Die 8.710 

Gewehre brachten Heckler & Koch 7,8 Mio. Euro Umsatz ein. Die Bestellungen 

von Ersatzteilen erzielten weitere 1,4 Mio. Euro83.  

Auf die Schuldfrage wird an dieser Stelle nicht eingegangen. Anhand des Bei-

spiels soll verdeutlicht werden, dass regional beschränkte Waffenlieferungen 

ein hohes Risiko darstellen. Die Gefahr des illegalen Transfers in bürgerkriegs-

ähnliche Gebiete bzw. bei im Gefahrengrad differenziert eingeteilten Gebieten 

eines Landes, ist zu groß. Die Tragweite derartiger Lieferungen lässt sich nicht 

abschätzen. Die Verantwortung über den Endverbleib von Waffen ist nicht ein-

deutig zu zuordnen. Die aufgeführten Probleme Mexikos sind offiziell bekannt 

und trotz gesetzlicher Vorsichtsmaßnahmen beim Export der Waffen, kam es 

wiederholt zu Menschenrechtsverletzungen und Tötung durch deutsche Waffen. 

Obgleich in den letzten Jahren speziell das Motiv der Wahrung und Gewährung 

der Menschenrechte in den Mittelpunkt der Bemühungen der deutschen Rüs-

tungspolitik gerückt wurde84. 

Im Bericht der Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik wird deutlich, 

dass sich die deutsche Regierung über die kritische Situation in Mexiko bewusst 

ist: „Die allgemeine Lage der Menschenrechte in den Vereinigten Staaten von 

Mexiko bleibt schwierig. Hauptprobleme sind die generelle Straflosigkeit für 

98% aller angezeigten Straftaten, rechtsstaatliche Defizite in Polizei und Justiz 

sowie Einschüchterungen und Angriffe auf Menschenrechtsverteidiger und 

Journalisten.“85. 

Eindeutig zeigt das Fallbeispiel Mexiko, welche Folgen unzureichende Kont-

rollmechanismen bei Waffenlieferungen und fehlende Endverbleibskontrollen 

haben. Der Waffenexport in krisenbelasteten Ländern birgt Gefahren, da die 

innerstaatlichen Probleme eine integere Politik erschweren. 

 

 

 

                                                        
83 Grässlin (2011). 
84 Siehe dazu Anhang 2. 
85 Auswärtiges Amt (2012b), S. 201-202. 
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6. Schlussbetrachtung 

Aus den dargestellten Fakten lässt sich schlussfolgern, dass sich die Bundesre-

publik Deutschland beim Export von Waffen innerhalb des gesetzlichen Rah-

mens bewegt. Im internationalen Vergleich sind die deutschen Waffenlieferun-

gen zwar angestiegen, aber dies steht in keinem Zusammenhang mit einer Ab-

schwächung der Rüstungsexportgesetze.  

Das Problem beim Export von Rüstungsgütern, Dual–Use Gütern und Technolo-

gie ist die unzureichende Bewertung der Importländer, die bisher lediglich 

durch Prämissen86 geregelt ist. Diese Richtlinien sind nicht gesetzlich festge-

schrieben und können faktisch außer Acht gelassen werden. Desweitern sind sie 

weit gefasst und bieten viel Interpretationsspielraum. 

Im Zuge der Globalisierung erweiterte sich die Anzahl der Handelspartnerlän-

der der Dritten Welt, die teilweise noch nicht lange in ihrer Eigenstaatlichkeit 

gestärkt sind. Das bedeutet, dass es innerstaatliche Konflikte gibt, die nicht voll-

ständig niedergelegt werden konnten bzw. Stabilität nur oberflächlich herrscht. 

Faktoren wie Korruption, Religionsdivergenzen oder soziale Ungerechtigkeit 

spielen hierbei eine Rolle. Es besteht die Gefahr, dass Waffen zur Unterdrückung 

der Bevölkerung bei aufkeimenden Konflikten missbraucht werden. Menschen-

rechtsverletzungen sind eine wahrscheinliche Folge87.  

Wie das Fallbeispiel Türkei zeigt, werden anhaltende Spannungen innerhalb der 

Bevölkerung und die Kenntnis von Menschenrechtsverletzungen nicht in die 

Beurteilung der Genehmigungssituation einbezogen, wenn das Importland 

Bündnismitglied ist. Politische Spannungen in angrenzenden Ländern, die vor 

einer Eskalation stehen, sind ebenso wenig Entscheidungskriterium für die Ne-

gation von Exportgenehmigungen. 

Die Eingrenzung auf Spannungsfelder im Land, wie es im Fall Mexiko gehand-

habt wird, ist aufgrund durchgängig fehlender politischer Werte (hohe Wahr-

scheinlichkeit von Korruption) nicht ausreichend, um den Missbrauch von Waf-

fen zu verhindern. Problematisch sind fehlende nachträgliche Kontrollen des 

Endverbleibs der gelieferten Waffen und deren Re–Export. Zwar wird der End-
                                                        
86 Siehe dazu Anhang 2 und 3. 
87 derartige Spannungen können ebenfalls in scheindemokratischen Industrienationen stattfin-
den und zu Menschenrechtsverletzungen führen. 
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verbleib in den Kaufverträgen schriftlich festgehalten, jedoch werden selten 

Kontrollen durchgeführt. Ferner werden deutsche Waffen ohne Genehmigung 

weiterverkauft und geraten über den Schwarzmarkt in gewaltsame Auseinan-

dersetzungen. Regelmäßige Überprüfungen könnten dem entgegenwirken.  

Generell werden selten Punkte wie die aktuelle menschenrechtliche oder 

sicherheitspolitische Situation im Land zur objektiven Entscheidung über Ge-

nehmigungen hinzugezogen. Doch nur restriktivere, weltweit harmonisierte 

Standards im Rüstungsexport, die in der jeweiligen Gesetzgebung verabschiedet 

sind, können brutale Gewaltausschreitungen gegen Zivilisten verhindern.  

Es ist von hoher Wichtigkeit globale sicherheitspolitische Ziele zu setzen und 

konzentriert an ihrer Umsetzung zu arbeiten. Erst wenn der Waffenhandel aus-

reichend beschränkt ist und kontrolliert wird, kann sich Demokratie, Freiheit 

und Gleichheit entfalten. Jedoch ist das nicht ohne Zugeständnisse möglich, aber 

das tägliche Leid der vielen Opfer sollte bei den Verhandlungen in den Köpfen 

der Regenten präsent sein.  

Speziell in Deutschland lässt sich durch die Geheimhaltungsklausel nicht nach-

vollziehen, nach welchen Motiven der Bundessicherheitsrat Genehmigungen 

erteilt. Rechenschaft legt die Bundesregierung durch den jährlichen Rüstungs-

exportbericht ab. Dieser gibt lediglich Aufschluss über bereits abgeschlossene 

Exportverhandlungen, eine aktive Teilnahme von Exekutive oder der Öffent-

lichkeit an der Entscheidung relevanter Exporte findet nicht statt. Trotz der ge-

setzlich vorgeschriebenen Geheimhaltungspflicht über die Beschlüsse des Bun-

dessicherheitsrates steht es der Regierung frei, eine öffentliche Debatte über 

aktuelle, kritische Lieferanfragen zu initiieren. Eine solche Handhabung der 

Problematik würde mehr Vertrauen in der Bevölkerung hinsichtlich der oftmals 

undemokratisch erscheinenden getroffenen Entscheidungen über Rüstungsex-

porte wecken. 
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(1) Kriegswaffenliste 

(2) Politische Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegs-

waffen und sonstigen Rüstungsgütern  

(3) Gemeinsamer Standpunkt 2008/944/GASP des Rates vom 8. Dezember 

2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militär-

technologie und Militärgütern 
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3.1

a)

1.

2.

3.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Anlage (zu § 1 Abs. 1)  
Kriegswaffenliste

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 1990, 2515 - 2519; 
bzgl. der einzelnen Änderungen vgl. Fußnote

Teil A

Kriegswaffen, auf deren Herstellung die Bundesrepublik Deutschland verzichtet hat (Atomwaffen, 
biologische und chemische Waffen)

Von der Begriffsbestimmung der Waffen ausgenommen sind alle Vorrichtungen, Teile, Geräte, Einrichtungen, 
Substanzen und Organismen, die zivilen Zwecken oder der wissenschaftlichen, medizinischen oder industriellen 
Forschung auf den Gebieten der reinen und angewandten Wissenschaft dienen. Ausgenommen sind auch die 
Substanzen und Organismen der Nummern 3 und 5, soweit sie zu Vorbeugungs-, Schutz- oder 
Nachweiszwecken dienen.

-----

Für die unter Nummer 3 Buchstabe b genannten biologischen Agenzien sind im Falle ihrer zivilen 
Verwendung die Ausfuhrbeschränkungen auf Grund

der Verordnung (EG) Nr. 3381/94 des Rates vom 19. Dezember 1994 über eine 
Gemeinschaftsregelung der Ausfuhrkontrolle von Gütern mit doppeltem 
Verwendungszweck (ABl. EG Nr. L 367 S. 1) in Verbindung mit dem Beschluß des Rates 
vom 19. Dezember 1994 über die vom Rat gemäß Artikel J.3 des Vertrages über die 
Europäische Union angenommene gemeinsame Aktion zur Ausfuhrkontrolle von Gütern 
mit doppeltem Verwendungszweck (ABl. EG Nr. L 367 S. 8) sowie

der Regelungen der Außenwirtschaftsverordnung, insbesondere der §§ 5 und 7 Abs. 4,

zu beachten.
Für Ricin und Saxitoxin (Nummer 3.1 Buchstabe d und Nummern 4 und 5) gelten zusätzlich die 
Beschränkungen, Meldepflichten und Inspektionsvorschriften des Ausführungsgesetzes zum 
Chemiewaffenübereinkommen vom 2. August 1994 (BGBl. I S. 1954) und der 
Ausführungsverordnung zum Chemiewaffenübereinkommen vom 20. November 1996 (BGBl. I S. 
1794).

I. Atomwaffen

Waffen aller Art, die Kernbrennstoffe oder radioaktive Isotope enthalten oder eigens dazu bestimmt sind, 
solche aufzunehmen oder zu verwenden, und Massenzerstörungen, Massenschäden oder 
Massenvergiftungen hervorrufen können

Teile, Vorrichtungen, Baugruppen oder Substanzen, die eigens für eine in Nummer 1 genannte Waffe 
bestimmt sind oder die für sie wesentlich sind, soweit keine atomrechtlichen Genehmigungen erteilt sind

Begriffsbestimmung:  
Als Kernbrennstoff gilt Plutonium, Uran 233, Uran 235 (einschließlich Uran 235, welches in Uran enthalten ist, das 
mit mehr als 2,1 Gewichtsprozent Uran 235 angereichert wurde) sowie jede andere Substanz, welche geeignet 
ist, beträchtliche Mengen Atomenergie durch Kernspaltung oder -vereinigung oder eine andere Kernreaktion der 
Substanz freizumachen. Die vorstehenden Substanzen werden als Kernbrennstoff angesehen, einerlei in 
welchem chemischen oder physikalischen Zustand sie sich befinden.

II. Biologische Waffen

Biologische Kampfmittel

schädliche Insekten und deren toxische Produkte;

biologische Agenzien (Mikroorganismen, Viren, Pilze sowie Toxine); insbesondere:

human- und tierpathogene Erreger sowie Toxine

Viren wie folgt:

Chikungunya-Virus,

Haemorrhagisches Kongo-Krim-Fieber-Virus,

Dengue-Fiebervirus,



4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

b)

1.

2.

3.

4.

c)

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

d)

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

Eastern Equine Enzephalitis-Virus,

Ebola-Virus,

Hantaan-Virus,

Junin-Virus,

Lassa-Virus,

Lymphozytäre Choriomeningitis-Virus,

Machupo-Virus,

Marburg-Virus,

Affenpockenvirus,

Rift-Valley-Fieber-Virus,

Zeckenenzephalitis-Virus (Virus der russischen Frühjahr-
/Sommerenzephalitis),

Variola-Virus,

Venezuelan Equine Enzephalitis-Virus,

Western Equine Enzephalitis-Virus,

Whitepox-Virus,

Gelbfieber-Virus,

Japan-B-Enzephalitis-Virus;

Rickettsiae wie folgt:

Coxiella burnetii,

Bartonella quintana (Rochalimaea quintana, Rickettsia quintana),

Rickettsia prowazekii,

Rickettsia rickettsii;

Bakterien wie folgt:

Bacillus anthracis,

Brucella abortus,

Brucella melitensis,

Brucella suis,

Chlamydia psittaci,

Clostridium botulinum,

Francisella tularensis,

Burkholderia mallei (Pseudomonas mallei),

Burkholderia pseudomallei (Pseudomonas pseudomallei),

Salmonella typhi,

Shigella dysenteriae,

Vibrio cholerae,

Yersinia pestis;

Toxine wie folgt:

Clostridium-botulinum-Toxine,

Clostridium-perfringens-Toxine,

Conotoxin,

Ricin,

Saxitoxin,

Shiga-Toxin,

Staphylococcus-aureus-Toxine,

Tetrodotoxin,

Verotoxin,

Microxystin (Cyanoginosin);



3.2

a)

1.

2.

a)

b)

aa)

bb)

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

b)

3.3

a)

1.

2.

b)

1.

2.

3.

4.

5.

6.

3.4

a)

b)

tierpathogene Erreger

Viren wie folgt:

Afrikanisches Schweinepest-Virus,

Aviäre Influenza Viren wie folgt:

uncharakterisiert oder

Viren mit hoher Pathogenität gemäß Richtlinie 92/40/EWG des 
Rates vom 19. Juni 1992 mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur 
Bekämpfung der Geflügelpest (ABl. EG Nr. L 167 S. 1) wie folgt:

Typ-A-Viren mit einem IVPI (intravenöser 
Pathogenitätsindex) in 6 Wochen alten Hühnern größer 
als 1,2 oder

Typ-A-Viren vom Subtyp H5 oder H7, für welche die 
Nukleotid-Sequenzierung an der Spaltstelle für 
Hämagglutinin multiple basische Aminosäuren aufweist,

Bluetongue-Virus,

Maul- und Klauenseuche-Virus,

Ziegenpockenvirus,

Aujeszky-Virus,

Schweinepest-Virus (Hog cholera-Virus),

Lyssa-Virus,

Newcastle-Virus,

Virus der Pest der kleinen Wiederkäuer,

Schweine-Entero-Virus vom Typ 9 (Virus der vesikulären 
Schweinekrankheit),

Rinderpest-Virus,

Schafpocken-Virus,

Teschen-Virus,

Vesikuläre Stomatitis-Virus;

Bakterien wie folgt:
Mycoplasma mycoides;

pflanzenpathogene Erreger

Bakterien wie folgt:

Xanthomonas albilineans,

Xanthomonas campestris pv. citri einschließlich darauf 
zurückzuführender Stämme wie Xanthomonas campestris pv. citri Typen 
A, B, C, D, E oder anders klassifizierte wie Xanthomonas citri, 
Xanthomonas campestris pv. aurantifolia oder Xanthomonas pv. 
campestris pv. citromelo;

Pilze wie folgt:

Colletotrichum coffeanum var. virulans (Colletotrichum kahawae),

Cochliobolus miyabeanus (Helminthosporium oryzae),

Micricyclus ulei (syn. Dothidella ulei),

Puccina graminis (syn. Puccina graminis f. sp. tritici),

Puccina striiformis (syn. Puccina glumarum),

Magnaporthe grisea (Pyricularia grisea/Pyricularia oryzae);

genetisch modifizierte Mikroorganismen wie folgt:

genetisch modifizierte Mikroorganismen oder genetische Elemente, die 
Nukleinsäuresequenzen enthalten, welche mit der Pathogenität der in 
Unternummer 3.1 Buchstabe a, b oder c oder Unternummer 3.2 oder 3.3 
genannten Organismen assoziiert sind,

genetisch modifizierte Mikroorganismen oder genetische Elemente, die eine 
Nukleinsäuresequenz-Kodierung für eines der in Unternummer 3.1 Buchstabe d 
genannten Toxine enthalten.



4. Einrichtungen oder Geräte, die eigens dazu bestimmt sind, die in Nummer 3 genannten biologischen 
Kampfmittel für militärische Zwecke zu verwenden, sowie Teile oder Baugruppen, die eigens zur 
Verwendung in einer solchen Waffe bestimmt sind.

III. Chemische Waffen

5. A. Toxische Chemikalien (Registriernummer nach Chemical Abstracts Service; CAS-Nummer)
  a) O-Alkyl(<=C(tief)10 einschließlich Cycloalkyl)-alkyl-(Me, Et, n-Pr 

oder I-Pr)-phosphonofluoride, zum Beispiel:
 

   Sarin:  
   O-Isopropylmethyl-phosphonofluorid (107-44-8),
   Soman:  
   O-Pinakolylmethyl-phosphonofluorid (96-64-0),
  b) O-Alkyl(<=C(tief)10 einschließlich Cycloalkyl)-N,N-dialkyl (Me, 

Et, n-Pr oder i-Pr)-phosphoramidocyanide, zum Beispiel:
 

   Tabun:  
   O-Ethyl-N,N-dimethyl-phosphoramidocyanid (77-81-6),
  c) O-Alkyl(H oder <=C(tief)10 einschließlich Cycloalkyl)-S-2-dialkyl

(Me, Et, n-Pr oder i-Pr)-aminoethylalkyl (Me, Et, n-Pr oder i-Pr)-
phosphonothiolate sowie entsprechende alkylierte und 
protonierte Salze, zum Beispiel:

 

   VX:  
   O-Ethyl-S-2-diisopropylaminoethylmethyl-phosphonothiolat (50782-69-9),
  d) Schwefelloste:  
   2-Chlorethylchlormethylsulfid (2625-76-5),
   Senfgas:  
   Bis-(2-chlorethyl)-sulfid (505-60-2),
   Bis-(2-chlorethylthio)-methan (63869-13-6),
   Sesqui-Yperit (Q):  
   1,2-Bis-(2-chlorethylthio)-ethan (3563-36-8),
   1,3-Bis-(2-chlorethylthio)-n-propan (63905-10-2),
   1,4-Bis-(2-chlorethylthio)-n-butan (142868-93-7),
   1,5-Bis-(2-chlorethylthio)-n-pentan (142868-94-8),
   Bis-(2-chlorethylthiomethyl)-ether (63918-90-1),
   O-Lost:  
   Bis-(2-chlorethylthioethyl)-ether (63918-89-8),
  e) Lewisite:  
   Lewisit 1:  
   2-Chlorvinyldichlorarsin (541-25-3),
   Lewisit 2:  
   Bis-(2-chlorvinyl)-chlorarsin (40334-69-8),
   Lewisit 3:  
   Tris-(2-chlorvinyl)-arsin (40334-70-1),
  f) Stickstoffloste:  
   HN1:  
   Bis-(2-chlorethyl)-ethylamin (538-07-8),
   HN2:  
   Bis-(2-chlorethyl)-methylamin (51-75-2),
   HN3:  
   Tris-(2-chlorethyl)-amin (555-77-1),
  g) BZ:  
   3-Chinuclidinylbenzilat (6581-06-2).
 B. Ausgangsstoffe
  a) Alkyl(Me, Et, n-Pr oder i-Pr)-phosphonsäuredifluoride, zum 

Beispiel:
 

   DF:  
   Methylphosphonsäuredifluorid (676-99-3),
  b) O-Alkyl(H oder <=C(tief)10 einschließlich Cycloalkyl)-O-2-

Dialkyl (Me, Et, n-Pr oder i-Pr)-aminoethylalkyl (Me, Et, n-Pr 
oder i-Pr)-phosphonite und entsprechende alkylierte und 
protonierte Salze, zum Beispiel:

 

   QL:  
   O-Ethyl-O-2-diisopropylaminoethylmethyl-phosphonit (57856-11-8),
  c) Chlor-Sarin:  
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10.

11.

12.

13.
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14.

1.

2.

3.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29. a)

b)

c)

   O-Isopropylmethylphosphonochlorid (1445-76-7),
  d) Chlor-Soman:  
   O-Pinakolylmethylphosphonochlorid (7040-57-5).

Einrichtungen oder Geräte, die eigens dazu bestimmt sind, die in Nummer 5 genannten chemischen 
Kampfstoffe für militärische Zwecke zu verwenden, sowie Teile oder Baugruppen, die eigens zur 
Verwendung in einer solchen Waffe bestimmt sind.

Teil B

Sonstige Kriegswaffen

I. Flugkörper

Lenkflugkörper

ungelenkte Flugkörper (Raketen)

sonstige Flugkörper

Abfeuereinrichtungen (Startanlagen und Startgeräte) für die Waffen der Nummern 7 und 9 einschließlich 
der tragbaren Abfeuereinrichtungen für Lenkflugkörper zur Panzer- und Fliegerabwehr

Abfeuereinrichtungen für die Waffen der Nummer 8 einschließlich der tragbaren Abfeuereinrichtungen 
sowie der Raketenwerfer

Triebwerke für die Waffen der Nummern 7 bis 9

II. Kampfflugzeuge und -hubschrauber

Kampfflugzeuge, wenn sie mindestens eines der folgenden Merkmale besitzen:

integriertes Waffensystem, das insbesondere über Zielauffassung, Feuerleitung und 
entsprechende Schnittstellen zur Avionik verfügt,

integrierte elektronische Kampfmittel,

integriertes elektronisches Kampfführungssystem

Kampfhubschrauber, wenn sie mindestens eines der folgenden Merkmale besitzen:

integriertes Waffensystem, das insbesondere über Zielauffassung, Feuerleitung und 
entsprechende Schnittstellen zur Avionik verfügt,

integrierte elektronische Kampfmittel,

integriertes elektronisches Kampfführungssystem

Zellen für die Waffen der Nummern 13 und 14

Strahl-, Propellerturbinen- und Raketentriebwerke für die Waffen der Nummer 13

III. Kriegsschiffe und schwimmende Unterstützungsfahrzeuge

Kriegsschiffe einschließlich solcher, die für die Ausbildung verwendet werden

Unterseeboote

kleine Wasserfahrzeuge mit einer Geschwindigkeit von mehr als 30 Knoten, die mit Angriffswaffen 
ausgerüstet sind

Minenräumboote, Minenjagdboote, Minenleger, Sperrbrecher sowie sonstige Minenkampfboote

Landungsboote, Landungsschiffe

Tender, Munitionstransporter

Rümpfe für die Waffen der Nummern 17 bis 22

IV. Kampffahrzeuge

Kampfpanzer

sonstige gepanzerte Kampffahrzeuge einschließlich der gepanzerten kampfunterstützenden Fahrzeuge

Spezialfahrzeuge aller Art, die ausschließlich für den Einsatz der Waffen der Nummern 1 bis 6 entwickelt 
sind

Fahrgestelle für die Waffen der Nummern 24 und 25

Türme für Kampfpanzer

V. Rohrwaffen

Maschinengewehre, ausgenommen solche mit Wasserkühlung,

Maschinenpistolen, ausgenommen solche, die als Modell vor dem 2. September 1945 bei einer 
militärischen Streitkraft eingeführt worden sind,

vollautomatische Gewehre, ausgenommen solche, die als Modell vor dem 2. September 1945 bei 
einer militärischen Streitkraft eingeführt worden sind,
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halbautomatische Gewehre mit Ausnahme derjenigen, die als Modell vor dem 2. September 1945 
bei einer militärischen Streitkraft eingeführt worden sind, und der Jagd- und Sportgewehre

Granatmaschinenwaffen, Granatgewehre, Granatpistolen

Kanonen, Haubitzen, Mörser jeder Art

Maschinenkanonen

gepanzerte Selbstfahrlafetten für die Waffen der Nummern 31 und 32

Rohre für die Waffen der Nummern 29, 31 und 32

Verschlüsse für die Waffen der Nummern 29, 31 und 32

Trommeln für Maschinenkanonen

Leichte Panzerabwehrwaffen, Flammenwerfer, Minenleg- und Minenwurfsysteme

rückstoßarme, ungelenkte, tragbare Panzerabwehrwaffen

Flammenwerfer

Minenleg- und Minenwurfsysteme für Landminen

VII. Torpedos, Minen, Bomben, eigenständige Munition

Torpedos

Torpedos ohne Gefechtskopf (Sprengstoffteil)

Rumpftorpedos (Torpedos ohne Gefechtskopf - Sprengstoffteil - und ohne Zielsuchkopf)

Minen aller Art

Bomben aller Art einschließlich der Wasserbomben

Handflammpatronen

Handgranaten

Pioniersprengkörper, Hohl- und Haftladungen sowie sprengtechnische Minenräummittel

Sprengladungen für die Waffen der Nummer 43

VIII. Sonstige Munition

Munition für die Waffen der Nummern 31 und 32

Munition für die Waffen der Nummer 29, ausgenommen Patronenmunition mit 
Vollmantelweichkerngeschoss, sofern

das Geschoss keine Zusätze, insbesondere keinen Lichtspur-, Brand- oder Sprengsatz, enthält 
und

Patronenmunition gleichen Kalibers für Jagd- oder Sportzwecke verwendet wird

Munition für die Waffen der Nummer 30

Munition für die Waffen der Nummern 37 und 39

Gewehrgranaten

Geschosse für die Waffen der Nummern 49 und 52

Treibladungen für die Waffen der Nummern 49 und 52

IX. Sonstige wesentliche Bestandteile

Gefechtsköpfe für die Waffen der Nummern 7 bis 9 und 40

Zünder für die Waffen der Nummern 7 bis 9, 40, 43, 44, 46, 47, 49, 51 bis 53 und 59, ausgenommen 
Treibladungsanzünder

Zielsuchköpfe für die Waffen der Nummern 7, 9, 40, 44, 49, 59 und 60

Submunition für die Waffen der Nummern 7 bis 9, 44, 49 und 61

Submunition ohne Zünder für die Waffen der Nummern 7 bis 9, 44, 49 und 61

X. Dispenser

Dispenser zur systematischen Verteilung von Submunition

XI. Laserwaffen

Laserwaffen, besonders dafür konstruiert, dauerhafte Erblindung zu verursachen.

Datenschutz
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I. Allgemeine Prinzipien

1. Die Bundesregierung trifft ihre Entscheidungen nach dem Gesetz über die Kontrolle

von Kriegswaffen (KWKG) und dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) über Exporte

von Kriegswaffen1) und sonstigen Rüstungsgütern2) in Übereinstimmung mit dem

von dem Rat der Europäischen Union (EU) angenommenen „Verhaltenskodex der

Europäischen Union für Waffenausfuhren“ vom 8. Juni 19983) bzw. etwaigen

Folgeregelungen sowie den von der Organisation für Sicherheit und

Zusammenarbeit in Europa (OSZE) am 25. November 1993 verabschiedeten

„Prinzipien zur Regelung des Transfers konventioneller Waffen“. Die Kriterien des

EU-Verhaltenskodex sind integraler Bestandteil dieser Politischen Grundsätze.

Soweit die nachfolgenden Grundsätze im Verhältnis zum EU-Verhaltenskodex

restriktivere Maßstäbe vorsehen, haben sie Vorrang.

2. Der Beachtung der Menschenrechte im Bestimmungs- und Endverbleibsland wird

bei den Entscheidungen über Exporte von Kriegswaffen und sonstigen

Rüstungsgütern besonderes Gewicht beigemessen.

3. Genehmigungen für Exporte von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern

werden grundsätzlich nicht erteilt, wenn hinreichender Verdacht besteht, dass diese

zur internen Repression im Sinne des EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren

oder zu sonstigen fortdauernden und systematischen Menschenrechtsverletzungen

missbraucht werden. Für diese Frage spielt die Menschenrechtssituation im

Empfängerland eine wichtige Rolle.

4. In eine solche Prüfung der Menschenrechtsfrage werden Feststellungen der EU, des

Europarates, der Vereinten Nationen (VN), der OSZE und anderer internationaler

Gremien einbezogen. Berichte von internationalen Menschenrechtsorganisationen

werden ebenfalls berücksichtigt.

______________
1) In der Kriegswaffenliste (Anlage zum KWKG) aufgeführte Waffen

(komplette Waffen sowie als Waffen gesondert erfasste Teile)
2) Waren des Abschnitts A in Teil I der Ausfuhrliste - Anlage zur AWV - mit Ausnahme

der Kriegswaffen
3) als Anlage beigefügt
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5. Der Endverbleib der Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgüter ist in wirksamer

Weise sicherzustellen.

II. NATO-Länder4), EU-Mitgliedstaaten, NATO-gleichgestellte Länder5)

1. Der Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in diese Länder hat

sich an den Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des

Bündnisses und der EU zu orientieren.

Er ist grundsätzlich nicht zu beschränken, es sei denn, dass aus besonderen

politischen Gründen  in Einzelfällen eine Beschränkung geboten ist.

2. Kooperationen sollen im bündnis- und/oder europapolitischen Interesse liegen.

Bei Koproduktionen mit in Ziffer II. genannten Ländern, die Gegenstand von Re-

gierungsvereinbarungen sind, werden diese rüstungsexportpolitischen Grundsätze

soweit wie möglich verwirklicht. Dabei wird die Bundesregierung unter Beachtung

ihres besonderen Interesses an Kooperationsfähigkeit auf Einwir-

kungsmöglichkeiten bei Exportvorhaben von Kooperationspartnern nicht verzichten

(Ziffer II. 3).

3. Die exportpolitischen Konsequenzen einer Kooperation sind rechtzeitig vor Ver-

einbarung gemeinsam zu prüfen.

In jedem Fall behält sich die Bundesregierung zur Durchsetzung ihrer rüstungs-

exportpolitischen Grundsätze vor, bestimmten Exportvorhaben des Koopera-

tionspartners im Konsultationswege entgegenzutreten. Deshalb ist bei allen neu

abzuschließenden Kooperationsvereinbarungen für den Fall des Exports durch das

Partnerland grundsätzlich ein solches Konsultationsverfahren anzustreben, das der

Bundesregierung die Möglichkeit gibt, Einwendungen wirksam geltend

______________
4) Geltungsbereich des NATO-Vertrages, Artikel 6
5) Australien, Japan, Neuseeland, Schweiz
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zu machen. Die Bundesregierung wird hierbei sorgfältig zwischen dem Koopera-

tionsinteresse und dem Grundsatz einer restriktiven Rüstungsexportpolitik unter

Berücksichtigung des Menschenrechtskriteriums abwägen.

4. Vor Exporten von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern, bei denen deutsche

Zulieferungen Verwendung finden, prüfen AA, BMWi und BMVg unter

Beteiligung des Bundeskanzleramtes, ob im konkreten Einzelfall die

Voraussetzungen für die Einleitung von Konsultationen vorliegen.

Einwendungen der Bundesregierung gegen die Verwendung deutscher Zuliefe-

rungen werden - in der Regel nach Bundessicherheitsrats-Befassung - z.B. in

folgenden Fällen geltend gemacht:

- Exporte in Länder, die in bewaffnete Auseinandersetzungen verwickelt sind,

sofern nicht ein Fall des Artikels 51 der VN-Charta vorliegt,

- Exporte in Länder, in denen ein Ausbruch bewaffneter Auseinandersetzungen

droht oder bestehende Spannungen und Konflikte durch den Export ausgelöst,

aufrechterhalten oder verschärft würden,

- Exporte, bei denen hinreichender Verdacht besteht, dass sie zur internen

Repression im Sinne des EU-Verhaltenskodex für Waffenausfuhren oder zu

sonstigen fortdauernden und systematischen Menschenrechtsverletzungen

missbraucht werden,

- Exporte, durch die wesentliche Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik

Deutschland gefährdet werden,

- Exporte, welche die auswärtigen Beziehungen zu Drittländern so erheblich

belasten würden, dass selbst das eigene Interesse an der Kooperation und an

der Aufrechterhaltung guter Beziehungen zum Kooperationspartner

zurückstehen muß.

Einwendungen werden nicht erhoben, wenn direkte Exporte im Hinblick auf die unter

Ziffer III. 4 - 7 angestellten Erwägungen voraussichtlich genehmigt würden.
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5. Für die Zusammenarbeit zwischen deutschen und Unternehmen der in Ziffer II.

genannten Länder, die nicht Gegenstand von Regierungsvereinbarungen ist, sind

Zulieferungen, entsprechend der Direktlieferung in diese Länder, unter Beachtung

der allgemeinen Prinzipien grundsätzlich nicht zu beschränken. Die

Bundesregierung wird jedoch in gleicher Weise wie bei Kooperationen, die Ge-

genstand von Regierungsvereinbarungen sind, auf Exporte aus industriellen

Kooperationen Einfluss nehmen.

Zu diesem Zweck wird sie verlangen, dass sich der deutsche Kooperationspartner

bei Zulieferung von Teilen, die nach Umfang oder Bedeutung für eine Kriegswaffe

wesentlich sind, vertraglich in die Lage versetzt, der Bundesregierung rechtzeitig

die nötigen Informationen über Exportabsichten seiner Partner geben zu können und

vertragliche Endverbleibsklauseln vorzusehen.

6. Für deutsche Zulieferungen von Teilen (Einzelteilen oder Baugruppen), die

Kriegswaffen oder sonstige Rüstungsgüter sind, ist das Kooperationspartnerland

ausfuhrrechtlich Käufer- und Verbrauchsland. Wenn diese Teile durch festen Einbau

in das Waffensystem integriert werden, begründet die Verarbeitung im Partnerland

ausfuhrrechtlich einen neuen Warenursprung.

III. Sonstige Länder

1. Der Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in andere als in Ziffer II.

genannte Länder wird restriktiv gehandhabt. Er darf insbesondere nicht zum Aufbau

zusätzlicher, exportspezifischer Kapazitäten führen. Die Bundesregierung wird von

sich aus keine privilegierenden Differenzierungen nach einzelnen Ländern oder

Regionen vornehmen.

2. Der Export von Kriegswaffen (nach KWKG und AWG genehmigungspflichtig) wird

nicht genehmigt, es sei denn, dass im Einzelfall besondere außen- oder

sicherheitspolitische Interessen der Bundesrepublik Deutschland unter Berück-

sichtigung der Bündnisinteressen für eine ausnahmsweise zu erteilende
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Genehmigung sprechen. Beschäftigungspolitische Gründe dürfen keine aus-

schlaggebende Rolle spielen.

3. Für den Export sonstiger Rüstungsgüter (nach AWG genehmigungspflichtig) werden

Genehmigungen nur erteilt, soweit die im Rahmen der Vorschriften des

Außenwirtschaftsrechts zu schützenden Belange der Sicherheit, des friedlichen

Zusammenlebens der Völker oder der auswärtigen Beziehungen nicht gefährdet

sind.

In diesen Fällen überwiegen diese Schutzzwecke das volkswirtschaftliche Interesse

im Sinne von § 3 Abs. 1 AWG.

4. Genehmigungen für Exporte nach KWKG und/oder AWG kommen nicht in Betracht,

wenn die innere Lage des betreffenden Landes dem entgegensteht, z.B. bei

bewaffneten internen Auseinandersetzungen und bei hinreichendem Verdacht des

Missbrauchs zu innerer Repression oder zu fortdauernden und systematischen

Menschenrechtsverletzungen. Für diese Frage spielt die Menschenrechtssituation

im Empfängerland eine wichtige Rolle.

5. Die Lieferung von Kriegswaffen und kriegswaffennahen6) sonstigen Rüstungsgütern

wird nicht genehmigt in Länder,

- die in bewaffnete Auseinandersetzungen verwickelt sind oder wo eine solche

droht,

- in denen ein Ausbruch bewaffneter Auseinandersetzungen droht oder beste-

hende Spannungen und Konflikte durch den Export ausgelöst, aufrechterhalten

oder verschärft würden.

Lieferungen an Länder, die sich in bewaffneten äußeren Konflikten befinden oder

bei denen eine Gefahr für den Ausbruch solcher Konflikte besteht, scheiden deshalb

grundsätzlich aus, sofern nicht ein Fall des Artikels 51 der VN-Charta vorliegt.

______________
6) Anlagen und Unterlagen zur Herstellung von Kriegswaffen
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6. Bei der Entscheidung über die Genehmigung des Exports von Kriegswaffen und

sonstigen Rüstungsgütern wird berücksichtigt, ob die nachhaltige Entwicklung

des Empfängerlandes durch unverhältnismäßige Rüstungsausgaben ernsthaft

beeinträchtigt wird.

7. Ferner wird das bisherige Verhalten des Empfängerlandes im Hinblick auf

- die Unterstützung oder Förderung des Terrorismus und der internationalen

organisierten Kriminalität,

- die Einhaltung internationaler Verpflichtungen, insbesondere des Gewaltver-

zichts, einschließlich der Verpflichtungen aufgrund des für internationale und

nicht-internationale Konflikte geltenden humanitären Völkerrechts,

- die Übernahme von Verpflichtungen im Bereich der Nichtverbreitung sowie in

anderen Bereichen der Rüstungskontrolle und der Abrüstung, insbesondere die

Unterzeichnung, Ratifizierung und Durchführung der im EU-Verhaltenskodex für

Waffenausfuhren aufgeführten Rüstungskontroll- und Abrüstungsvereinbarungen,

- seine Unterstützung des VN-Waffenregisters,

berücksichtigt.

IV. Sicherung des Endverbleibs

1. Genehmigungen für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern

werden nur erteilt, wenn zuvor der Endverbleib dieser Güter im Endempfängerland

sichergestellt ist. Dies setzt in der Regel eine entsprechende schriftliche

Zusicherung des Endempfängers sowie weitere geeignete Dokumente voraus.

2. Lieferungen von Kriegswaffen sowie sonstigen Rüstungsgütern, die nach Umfang

oder Bedeutung für eine Kriegswaffe wesentlich sind, dürfen nur bei Vorliegen von

amtlichen Endverbleibserklärungen, die ein Reexportverbot mit Erlaubnisvorbehalt

enthalten, genehmigt werden. Dies gilt entsprechend für Exporte von
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kriegwaffennahen sonstigen Rüstungsgütern, die im Zusammenhang mit einer

Lizenzvergabe stehen. Für die damit hergestellten Kriegswaffen sind wirksame

Endverbleibsregelungen zur Voraussetzung zu machen.

An die Fähigkeit des Empfängerlandes, wirksame Ausfuhrkontrollen durchzuführen,

ist ein strenger Maßstab anzulegen.

3. Kriegswaffen und kriegswaffennahe sonstige Rüstungsgüter  dürfen nur mit dem

schriftlichen Einverständnis der Bundesregierung in dritte Länder reexportiert bzw.

im Sinne des EU-Binnenmarktes verbracht werden.

4. Ein Empfängerland, das entgegen einer abgegebenen Endverbleibserklärung den

Weiterexport von Kriegswaffen oder kriegswaffennahen sonstigen Rüstungsgütern

genehmigt oder einen ungenehmigten derartigen Export wissentlich nicht verhindert

hat oder nicht sanktioniert, wird bis zur Beseitigung dieser Umstände grundsätzlich

von einer Belieferung mit weiteren Kriegswaffen und kriegswaffennahen sonstigen

Rüstungsgütern ausgeschlossen.

V. Rüstungsexportbericht

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag jährlich einen Rüstungs-

exportbericht vor, in dem die Umsetzung der Grundsätze der deutschen Rüstungs-

exportpolitik im abgelaufenen Kalenderjahr aufgezeigt sowie die von der Bundes-

regierung erteilten Exportgenehmigungen für Kriegswaffen und sonstige Rüstungs-

güter im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen aufgeschlüsselt werden.



III

(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte)

IN ANWENDUNG VON TITEL V DES EU-VERTRAGS ERLASSENE
RECHTSAKTE

GEMEINSAMER STANDPUNKT 2008/944/GASP DES RATES

vom 8. Dezember 2008

betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und
Militärgütern

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Mitgliedstaaten beabsichtigen, die vom Europäischen
Rat auf seinen Tagungen in Luxemburg und Lissabon in
den Jahren 1991 und 1992 vereinbarten gemeinsamen
Kriterien und den vom Rat 1998 angenommenen EU-
Verhaltenskodex für Waffenexporte als Grundlage zu nut­
zen.

(2) Die Mitgliedstaaten erkennen die besondere Verantwor­
tung der Militärtechnologie und Militärgüter exportieren­
den Staaten an.

(3) Die Mitgliedstaaten wollen mit Entschlossenheit hohe ge­
meinsame Maßstäbe setzen, die als Mindeststandards für
die beim Transfer von Militärtechnologie und Militärgü­
tern von allen Mitgliedstaaten zu befolgende zurückhal­
tende Praxis angesehen werden sollten, und den Aus­
tausch relevanter Informationen verstärken, um größere
Transparenz zu erreichen.

(4) Die Mitgliedstaaten wollen mit Entschlossenheit verhin­
dern, dass Militärtechnologie und Militärgüter ausgeführt
werden, die zu interner Repression oder internationaler
Aggression eingesetzt werden könnten oder zu regionaler
Instabilität beitragen könnten.

(5) Die Mitgliedstaaten wollen die Zusammenarbeit verstär­
ken und die Konvergenz auf dem Gebiet der Ausfuhr von
Militärtechnologie und Militärgütern im Rahmen der Ge­
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) för­
dern.

(6) Ergänzend sind mit dem EU-Programm zur Verhütung
und Bekämpfung des illegalen Handels mit konventio­

nellen Waffen Maßnahmen gegen unerlaubte Transfers
eingeleitet worden.

(7) Der Rat hat am 12. Juli 2002 die Gemeinsame Aktion
2002/589/GASP (1) betreffend den Beitrag der Europä­
ischen Union zur Bekämpfung der destabilisierenden An­
häufung und Verbreitung von Handfeuerwaffen und
leichten Waffen angenommen

(8) Der Rat hat am 23. Juni 2003 den Gemeinsamen Stand­
punkt 2003/468/GASP (2) betreffend die Überwachung
von Waffenvermittlungstätigkeiten angenommen.

(9) Der Europäische Rat hat im Dezember 2003 eine Strate­
gie gegen die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen
und im Dezember 2005 eine Strategie zur Bekämpfung
der Anhäufung von Kleinwaffen und leichten Waffen und
dazugehöriger Munition sowie des unerlaubten Handels
damit angenommen, die ein erhöhtes Interesse der Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union an einer koordinier­
ten Herangehensweise an die Kontrolle der Ausfuhr von
Militärtechnologie und Militärgütern bedingen.

(10) Im Jahr 2001 wurde das Aktionsprogramm der Vereinten
Nationen zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung
des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten
Waffen unter allen Aspekten angenommen,

(11) 1992 wurde das Register der Vereinten Nationen für
konventionelle Waffen eingerichtet.

(12) Die Staaten haben im Einklang mit dem durch die VN-
Charta anerkannten Recht auf Selbstverteidigung das
Recht, Mittel zur Selbstverteidigung zu transferieren.

(13) Der Wunsch der Mitgliedstaaten, eine Rüstungsindustrie
als Teil ihrer industriellen Basis wie auch ihrer Verteidi­
gungsanstrengungen aufrechtzuerhalten, wird anerkannt.
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(14) Die Stärkung einer europäischen industriellen und tech­
nologischen Verteidigungsbasis, die zur Umsetzung der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und insbe­
sondere der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs­
politik beiträgt, sollte mit Zusammenarbeit und Konver­
genz im Bereich der Militärtechnologie und der Militär­
güter einhergehen.

(15) Die Mitgliedstaaten wollen die Politik der Europäischen
Union zur Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie
und Militärgütern durch die Annahme dieses Gemeinsa­
men Standpunkts, der den vom Rat am 8. Juni 1998
angenommenen Verhaltenskodex der Europäischen
Union für Waffenausfuhren aktualisiert und ersetzt, ver­
stärken.

(16) Der Rat hat am 13. Juni 2000 die Gemeinsame Militär­
güterliste der Europäischen Union angenommen, die re­
gelmäßig überarbeitet wird, wobei gegebenenfalls ent­
sprechende nationale und internationale Listen berück­
sichtigt werden (1).

(17) Die Union muss gemäß Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags
auf die Kohärenz aller von ihr ergriffenen außenpoliti­
schen Maßnahmen im Rahmen ihrer Außenpolitik ach­
ten; diesbezüglich nimmt der Rat Kenntnis von dem Vor­
schlag der Kommission zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 1334/2000 des Rates vom 22. Juni 2000
über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der
Ausfuhr von Gütern und Technologien mit doppeltem
Verwendungszweck (2) —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

(1) Jeder Mitgliedstaat prüft die ihm vorgelegten Anträge auf
Ausfuhrgenehmigung für Gegenstände der in Artikel 12 ge­
nannten Gemeinsamen Militärgüterliste der EU in jedem Einzel­
fall anhand der Kriterien nach Artikel 2.

(2) Die in Absatz 1 genannten Anträge auf Ausfuhrgenehmi­
gung umfassen Folgendes:

— Genehmigungsanträge für tatsächliche Ausfuhren, auch
wenn diese zum Zwecke der Lizenzproduktion von Militär­
gütern in Drittländern erfolgen;

— Anträge auf Lizenzen für Waffenvermittlertätigkeiten;

— Anträge auf Lizenzen für „Durchfuhr“ oder „Umladung“;

— Lizenzanträge für immaterielle Software- und Technologie­
transfers, z. B. mittels elektronischer Medien, Fax oder Tele­
fon.

In den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten wird festgelegt, in
welchen Fällen eine Ausfuhrgenehmigung für diese Anträge er­
forderlich ist.

Artikel 2

Kriterien

(1) Kriterium 1: Einhaltung der internationalen Verpflichtun­
gen der Mitgliedstaaten, insbesondere der vom VN-Sicherheitsrat
oder der Europäischen Union verhängten Sanktionen, der Über­
einkünfte zur Nichtverbreitung und anderen Themen sowie
sonstiger internationaler Verpflichtungen

Eine Ausfuhrgenehmigung wird verweigert, wenn ihre Erteilung
im Widerspruch stünde unter anderem zu

a) den internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten so­
wie ihren Verpflichtungen zur Durchsetzung von Waffenem­
bargos der Vereinten Nationen, der Europäischen Union oder
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa;

b) den internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus
dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, dem
Übereinkommen über biologische und Toxinwaffen und dem
Chemiewaffenübereinkommen;

c) der Verpflichtung der Mitgliedstaaten, keinerlei Antiperso­
nenminen auszuführen;

d) den Verpflichtungen der Mitgliedstaaten im Rahmen der
Australischen Gruppe, des Trägertechnologie-Kontrollregi­
mes, des Zangger-Ausschusses, der Gruppe der Kernmate­
rial-Lieferländer (NSG), des Wassenaar-Arrangements und
des Haager Verhaltenskodex gegen die Proliferation ballisti­
scher Raketen.

(2) Kriterium 2: Achtung der Menschenrechte und des huma­
nitären Völkerrechts durch das Endbestimmungsland

— Die Mitgliedstaaten bewerten die Haltung des Empfängerlan­
des zu den einschlägigen Grundsätzen der internationalen
Menschenrechtsübereinkünfte und

a) verweigern eine Ausfuhrgenehmigung, wenn eindeutig
das Risiko besteht, dass die Militärtechnologie oder die
Militärgüter, die zur Ausfuhr bestimmt sind, zur internen
Repression benutzt werden könnten;

b) lassen besondere Vorsicht und Wachsamkeit bei der Er­
teilung von Ausfuhrgenehmigungen an Länder walten, in
denen von den zuständigen Gremien der Vereinten Na­
tionen, der Europäischen Union oder des Europarates
schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen festgestellt
wurden, und nehmen dabei eine Einzelfallprüfung unter
Berücksichtigung der Art der Militärtechnologie oder der
Militärgüter vor.

DEL 335/100 Amtsblatt der Europäischen Union 13.12.2008

(1) Zuletzt geändert am 10. März 2008, ABl. C 98 vom 18.4.2008,
S. 1.

(2) ABl. L 159 vom 30.6.2000, S. 1.



Hierfür gelten als Militärtechnologie oder Militärgüter, die zu
interner Repression benutzt werden könnten, unter anderem
Militärtechnologie oder Militärgüter, die vom angegebenen
Endverwender in dieser oder einer ähnlichen Form nach­
weislich zu interner Repression benutzt worden sind oder
bei denen Grund zu der Annahme besteht, dass sie an der
angegebenen Endverwendung bzw. am angegebenen Endver­
wender vorbeigeleitet werden und zu interner Repression
genutzt werden. Gemäß Artikel 1 ist die Art der Militär­
technologie oder der Militärgüter sorgfältig zu prüfen, ins­
besondere wenn sie für Zwecke der inneren Sicherheit be­
stimmt sind. Interne Repression umfasst unter anderem Fol­
ter sowie andere grausame, unmenschliche und erniedri­
gende Behandlung oder Bestrafung, willkürliche oder
Schnell-Hinrichtungen, das Verschwindenlassen von Perso­
nen, willkürliche Verhaftungen und andere schwere Verlet­
zungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie in
den einschlägigen Menschenrechtsübereinkünften, ein­
schließlich der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
und des Internationalen Pakts über bürgerliche und politi­
sche Rechte, niedergelegt sind.

— Die Mitgliedstaaten bewerten die Haltung des Empfängerlan­
des zu den einschlägigen Grundsätzen der Übereinkünfte des
humanitären Völkerrechts und

c) verweigern eine Ausfuhrgenehmigung, wenn eindeutig
das Risiko besteht, dass die Militärtechnologie oder die
Militärgüter, die zur Ausfuhr bestimmt sind verwendet
werden, um schwere Verstöße gegen das humanitäre Völ­
kerrecht zu begehen.

(3) Kriterium 3: Innere Lage im Endbestimmungsland als Er­
gebnis von Spannungen oder bewaffneten Konflikten

Die Mitgliedstaaten verweigern eine Ausfuhrgenehmigung für
Militärtechnologie oder Militärgüter, die im Endbestimmungs­
land bewaffnete Konflikte auslösen bzw. verlängern würden
oder bestehende Spannungen oder Konflikte verschärfen wür­
den.

(4) Kriterium 4: Aufrechterhaltung von Frieden, Sicherheit
und Stabilität in einer Region

Die Mitgliedstaaten verweigern eine Ausfuhrgenehmigung, wenn
eindeutig das Risiko besteht, dass der angegebene Empfänger die
Militärtechnologie oder die Militärgüter, die zur Ausfuhr be­
stimmt sind, zum Zwecke der Aggression gegen ein anderes
Land oder zur gewaltsamen Durchsetzung eines Gebietsan­
spruchs benutzt. Bei der Abwägung dieser Risiken berücksichti­
gen die Mitgliedstaaten unter anderem

a) das Bestehen oder die Wahrscheinlichkeit eines bewaffneten
Konflikts zwischen dem Empfängerland und einem anderen
Land;

b) Ansprüche auf das Hoheitsgebiet eines Nachbarlandes, deren
gewaltsame Durchsetzung das Empfängerland in der Vergan­
genheit versucht bzw. angedroht hat;

c) die Wahrscheinlichkeit, dass die Militärtechnologie oder die
Militärgüter zu anderen Zwecken als für die legitime natio­
nale Sicherheit und Verteidigung des Empfängerlandes ver­
wendet wird;

d) das Erfordernis, die regionale Stabilität nicht wesentlich zu
beeinträchtigen.

(5) Kriterium 5: Nationale Sicherheit der Mitgliedstaaten und
der Gebiete, deren Außenbeziehungen in die Zuständigkeit eines
Mitgliedstaats fallen, sowie nationale Sicherheit befreundeter
und verbündeter Länder

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen

a) die möglichen Auswirkungen der Militärtechnologie oder der
Militärgüter, die zur Ausfuhr bestimmt sind, auf ihre Ver­
teidigungs- und Sicherheitsinteressen sowie auf die anderer
Mitgliedstaaten und befreundeter oder verbündeter Länder,
wobei sie anerkennen, dass hierdurch die Berücksichtigung
der Kriterien betreffend die Achtung der Menschenrechte und
die Aufrechterhaltung von Frieden, Sicherheit und Stabilität
in einer Region nicht beeinträchtigt werden darf;

b) das Risiko, dass diese Militärtechnologie oder diese Militär­
güter gegen ihre eigenen Streitkräfte oder die anderer Mit­
gliedstaaten oder befreundeter oder verbündeter Länder ein­
gesetzt werden.

(6) Kriterium 6: Verhalten des Käuferlandes gegenüber der
internationalen Gemeinschaft, unter besonderer Berücksichti­
gung seiner Haltung zum Terrorismus, der Art der von ihm
eingegangenen Bündnisse und der Einhaltung des Völkerrechts

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen unter anderem das bisherige
Verhalten des Käuferlandes in Bezug auf

a) eine Unterstützung oder Förderung des Terrorismus und der
internationalen organisierten Kriminalität;

b) die Einhaltung seiner internationalen Verpflichtungen, insbe­
sondere im Hinblick auf die Nichtanwendung von Gewalt,
und der Bestimmungen des humanitären Völkerrechts;

c) sein Engagement im Bereich der Nichtverbreitung und ande­
ren Bereichen der Rüstungskontrolle und Abrüstung, insbe­
sondere die Unterzeichnung, Ratifizierung und Durchfüh­
rung der bei Kriterium 1 unter Buchstabe b aufgeführten
einschlägigen Rüstungskontroll- und Abrüstungsübereinkom­
men.

(7) Kriterium 7: Risiko der Abzweigung von Militärtechnolo­
gie oder Militärgütern im Käuferland oder der Wiederausfuhr
von Militärgütern unter unerwünschten Bedingungen
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Bei der Beurteilung der Auswirkungen der Militärtechnologie
oder der Militärgüter, die zur Ausfuhr bestimmt sind, auf das
Empfängerland und des Risikos, dass diese Technologie oder
Güter auf Umwegen zu einem unerwünschten Endverwender
oder zu einer unerwünschten Endverwendung gelangen könn­
ten, wird Folgendes berücksichtigt:

a) die legitimen Interessen der Verteidigung und der inneren
Sicherheit des Empfängerlandes, einschließlich einer etwaigen
Beteiligung an friedenserhaltenden Maßnahmen der Verein­
ten Nationen oder anderer Art;

b) die technische Fähigkeit des Empfängerlandes, diese Techno­
logie oder diese Güter zu benutzen;

c) die Fähigkeit des Empfängerlandes, wirksame Ausfuhrkon­
trollen durchzuführen;

d) das Risiko, dass solche Technologie oder solche Güter mit
unerwünschtem Ziel wieder ausgeführt werden, und die bis­
herige Befolgung etwaiger Wiederausfuhrbestimmungen bzw.
vorheriger Genehmigungspflichten, die vom Ausfuhrmit­
gliedstaat gegebenenfalls festgelegt wurden, durch das Emp­
fängerland;

e) das Risiko, dass solche Technologie oder solche Güter zu
terroristischen Vereinigungen oder einzelnen Terroristen um­
geleitet werden;

f) die Gefahr eines Reverse Engineering oder eines unbeabsich­
tigten Technologietransfers.

(8) Kriterium 8: Vereinbarkeit der Ausfuhr von Militärtech­
nologie oder Militärgütern mit der technischen und wirtschaft­
lichen Leistungsfähigkeit des Empfängerlandes, wobei zu be­
rücksichtigen ist, dass die Staaten bei der Erfüllung ihrer legiti­
men Sicherheits- und Verteidigungsbedürfnisse möglichst we­
nige Arbeitskräfte und wirtschaftliche Ressourcen für die Rüs­
tung einsetzen sollten

Die Mitgliedstaaten beurteilen anhand von Informationen aus
einschlägigen Quellen, wie z. B. Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen, Weltbank, Internationaler Währungsfonds
und Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung, ob die geplante Ausfuhr die nachhaltige Entwicklung
des Empfängerlandes ernsthaft beeinträchtigen würde. Sie prüfen
in diesem Zusammenhang den jeweiligen Anteil der Rüstungs-
und der Sozialausgaben des Empfängerlandes und berücksichti­
gen dabei auch jedwede EU- oder bilaterale Hilfe.

Artikel 3

Dieser Gemeinsame Standpunkt lässt das Recht der Mitgliedstaa­
ten unberührt, auf nationaler Ebene eine restriktivere Politik zu
verfolgen.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten informieren einander detailliert über
Anträge auf Ausfuhrgenehmigungen, die entsprechend den Kri­

terien dieses Gemeinsamen Standpunkts verweigert wurden, und
geben die Gründe für die Verweigerung an. Bevor ein Mitglied­
staat eine Genehmigung erteilt, die von einem oder mehreren
anderen Mitgliedstaaten innerhalb der letzten drei Jahre für eine
im Wesentlichen gleichartige Transaktion verweigert worden ist,
konsultiert er zunächst den bzw. die Mitgliedstaaten, die die
Genehmigung verweigert haben. Beschließt der betreffende Mit­
gliedstaat nach den Konsultationen dennoch, die Genehmigung
zu erteilen, so teilt er dies dem bzw. den Mitgliedstaaten, die die
Genehmigung verweigert haben, mit und erläutert ausführlich
seine Gründe.

(2) Ob der Transfer von Militärtechnologie oder Militärgütern
genehmigt oder verweigert wird, bleibt dem nationalen Ermes­
sen eines jeden Mitgliedstaats überlassen. Eine Genehmigung gilt
als verweigert, wenn der Mitgliedstaat die Genehmigung des
tatsächlichen Verkaufs oder der Ausfuhr der Militärtechnologie
oder der Militärgüter verweigert hat und es andernfalls zu einem
Verkauf oder zum Abschluss des entsprechenden Vertrags ge­
kommen wäre. Für diese Zwecke kann eine notifizierbare Ver­
weigerung gemäß den nationalen Verfahren auch die Verweige­
rung der Zustimmung zur Aufnahme von Verhandlungen oder
einen abschlägigen Bescheid auf eine förmliche Voranfrage zu
einem bestimmten Auftrag umfassen.

(3) Die Mitgliedstaaten behandeln derartige Verweigerungen
und die entsprechenden Konsultationen vertraulich und ziehen
daraus keine wirtschaftlichen Vorteile.

Artikel 5

Ausfuhrgenehmigungen werden nur auf der Grundlage einer
zuverlässigen vorherigen Kenntnis der Endverwendung im End­
bestimmungsland erteilt. Hierfür sind in der Regel eine gründ­
lich überprüfte Endverbleibserklärung oder entsprechende Un­
terlagen und/oder eine vom Endbestimmungsland erteilte offi­
zielle Genehmigung erforderlich. Bei der Bewertung der Anträge
auf Ausfuhrgenehmigungen für Militärtechnologie oder Militär­
güter zum Zwecke der Produktion in Drittländern berücksichti­
gen die Mitgliedstaaten insbesondere die mögliche Verwendung
des Endprodukts im Erzeugerland sowie das Risiko, dass das
Endprodukt zu einem unerwünschten Endverwender umgeleitet
oder ausgeführt werden könnte.

Artikel 6

Unbeschadet der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 gelten die in
Artikel 2 dieses Gemeinsamen Standpunktes aufgeführten Krite­
rien und das Konsultationsverfahren nach Artikel 4 für die Mit­
gliedstaaten auch in Bezug auf Güter und Technologie mit dop­
peltem Verwendungszweck gemäß Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 1334/2000, wenn schwerwiegende Gründe für die An­
nahme bestehen, dass die Endverwender solcher Güter und sol­
cher Technologie die Streitkräfte, die internen Sicherheitskräfte
oder ähnliche Einheiten des Empfängerlandes sein werden. Wird
in diesem Gemeinsamen Standpunkt auf Militärtechnologie oder
Militärgüter Bezug genommen, so sind darunter auch solche
Güter und solche Technologie zu verstehen.

Artikel 7

Damit dieser Gemeinsame Standpunkt die größtmögliche Wir­
kungskraft hat, streben die Mitgliedstaaten im Rahmen der
GASP nach einer Verstärkung ihrer Zusammenarbeit und einer
Förderung ihrer Konvergenz im Bereich der Ausfuhr von Mili­
tärtechnologie und Militärgütern.
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Artikel 8

(1) Jeder Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mitgliedstaa­
ten jährlich einen vertraulichen Bericht über seine Ausfuhren
von Militärtechnologie und Militärgütern und seine Umsetzung
des Gemeinsamen Standpunkts.

(2) Ein Jahresbericht der EU, der auf den Beiträgen aller Mit­
gliedstaaten beruht, wird dem Rat vorgelegt und in der Reihe C
des Amtsblatts der Europäischen Union veröffentlicht.

(3) Außerdem veröffentlicht jeder Mitgliedstaat, der Techno­
logie oder Güter der Gemeinsamen Militärgüterliste der EU aus­
führt, gegebenenfalls im Einklang mit nationalen Rechtsvor­
schriften, einen Bericht über seine Ausfuhren von Militärtech­
nologie und Militärgütern und stellt nach Maßgabe des Benut­
zerleitfadens Informationen für den Jahresbericht der EU über
die Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts bereit.

Artikel 9

Die Mitgliedstaaten beurteilen gegebenenfalls gemeinsam im
Rahmen der GASP anhand der Grundsätze und Kriterien dieses
Gemeinsamen Standpunkts die Lage potenzieller oder tatsächli­
cher Empfänger der von den Mitgliedstaaten ausgeführten Mili­
tärtechnologie und Militärgüter.

Artikel 10

Die Mitgliedstaaten können zwar gegebenenfalls die Auswirkun­
gen geplanter Ausfuhren auf ihre wirtschaftlichen, sozialen,
kommerziellen und industriellen Interessen berücksichtigen,
doch dürfen diese Faktoren die Anwendung der oben angeführ­
ten Kriterien nicht beeinträchtigen.

Artikel 11

Die Mitgliedstaaten setzen sich nach Kräften dafür ein, andere
Militärtechnologie und Militärgüter exportierende Staaten zu er­
mutigen, die Grundsätze dieses Gemeinsamen Standpunkts an­
zuwenden. Sie betreiben mit den Drittstaaten, die die Kriterien
anwenden, einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch über ihre

Politik zur Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und
Militärgütern und über die Anwendung der Kriterien.

Artikel 12

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre nationalen Rechts­
vorschriften es ihnen erlauben, die Ausfuhr der Technologie und
der Güter kontrollieren zu können, die auf der Gemeinsamen
Militärgüterliste der EU verzeichnet sind. Die Gemeinsame Mi­
litärgüterliste der EU dient als Bezugspunkt für die nationalen
Listen der Mitgliedstaaten für Militärtechnologie und Militärgü­
ter, ersetzt diese aber nicht unmittelbar.

Artikel 13

Der Benutzerleitfaden zum Verhaltenskodex der Europäischen
Union für die Ausfuhr von Militärgütern, der regelmäßig aktua­
lisiert wird, dient als Orientierungshilfe bei der Anwendung
dieses Gemeinsamen Standpunkts.

Artikel 14

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 15

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird drei Jahre nach seiner An­
nahme überprüft.

Artikel 16

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt der Europä­
ischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 8. Dezember 2008.

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. KOUCHNER
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Eidesstattliche Erklärung 
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wurden, sind in jedem Fall unter Angabe der Quelle kenntlich gemacht. Die Ar-

beit ist noch nicht veröffentlicht oder in anderer Form als Prüfungsleistung vor-

gelegt worden. 
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